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„Biodiversität - das ist ein eher abstraktes Konzept, wenig gegen-

ständlich und mithin nicht leicht zugänglich. Tiere und Pflanzen 

aber verschwinden real, ihr Aussterben ist konkret und ein uner-

setzlicher Verlust und Schaden. Mit einer ausgestorbenen Art 

geht ein einmaliges Ergebnis der Evolution und damit ein Stück 

der Naturgeschichte unserer Erde mit einer einmaligen Kombi-

nation von Eigenschaften, Merkmalen und anderen biologischen 

Attributen unwiederbringlich verloren - ein genetischer Daten-

speicher, von dem es kein Backup anderswo gibt. Wenn eine Art 

ausstirbt, ist gleichsam ein kleiner, aber unersetzlicher Teil der 

Festplatte des Lebens gelöscht.“  

Matthias Glaubrecht 2019, S. 421 
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1. Pro Natur 

A Auszeichnung 

Die Idee der „Nach uns die Sintflut-Preise“ wurde nach den „Gewässerrandstreifen-Entschei-

dungen“ des Kreistages (Landkreis Osnabrück) 2019 ins Leben gerufen. Entschieden wurde 

damals, dass an Gewässern in FFH-Gebieten lediglich ein 1 Meter breiter Schutzstreifen aus-

reichen würde und eine Bearbeitung von Agrarflächen somit bis zu einen Meter an ein FFH-

Gewässer heranreichen könne - mit allen damit verbundenen möglichen Folgen für die wert-

vollen Ökosysteme eines (wohlgemerkt!) Flora-Fauna-Habitat-Gebietes! 

Eine solche Entscheidung, mitten im Zeitalter des größten Artensterbens in der Geschichte 

der Menschheit, wirkte so absurd, dass es uns als angemessen erschien, bei künftigen Ent-

scheidungen einmal etwas genauer hinzusehen und diese ggf. mit einem Schmähpreis „aus-

zuzeichnen“. Glücklicherweise wurde in Bezug auf den „Gewässerrandstreifen-Skandal“ auf 

politischer Ebene schlussendlich dann doch noch eine gute und positive Lösung gefunden. 

 

Herausgekommen ist bei der „Nach uns die Sintflut-Recherche“ dennoch eine intensive Suche 

nach den politischen Entscheidungen mit dem mutmaßlich negativsten Einfluss auf die Ar-

tenvielfalt und den Klimahaushalt in Stadt und Landkreis Osnabrück (innerhalb der letzten vier 

Jahre). 

Im Laufe des Meinungsbildungs-Prozesses wurde entschieden, drei Preise zu vergeben. 

Diese sind der „Nach uns die Sintflut-Preis“, vergeben von der „gUG Umweltschutz und Le-

benshilfe“ aus Melle, eine Auszeichnung benannt durch „Fridays for Future Osnabrück“, sowie 

eine Preisvergabe, ausgewählt durch die Öffentlichkeit. Mit der Verleihung der Entscheidungs-

Preise geht es uns allgemein darum, vor den anstehenden (Kommunal-)Wahlen die Bedeu-

tung von Natur und Klima als politisch unabdingbare und herausragende Maßgeblichkeit 

gesondert hervorzuheben. Dass in diesem Falle auch eine Entscheidung auf europäischer 

Ebene „gewonnen“ hat, ist dafür unerheblich. 

 

Zu betonen ist: Es geht an dieser Stelle um eine sehr deutliche (!) und dennoch sachliche Kritik an einer politischen 
Sachentscheidung. Politiker*innen, die ggf. an dieser Stelle für den „Zitronenpreis“ auserkoren wurden, können 
selbstverständlich an anderer Stelle sehr gute Entscheidungen getroffen haben. Es ist uns im Zeitalter von „Hass-
mails“ und „Shitstorms“ sehr wichtig, auch darauf hinzuweisen. Auch die Leser*innen dieses Auszeichnungstextes 
mögen dieses - trotz der hohen Emotionalität der Thematik - bitte berücksichtigen. Preisvorschläge für den Publi-
kumspreis, die Beleidigungen und Beschimpfungen enthielten, wurden übrigens gelöscht und nicht in die Auswer-
tung integriert. Um einen gesellschaftlich wichtigen Dialog zu fördern, bietet die gUG Umweltschutz und Lebenshilfe 
sämtlichen Preisempfänger*innen an, eine wissenschaftlich fundierte und faktisch belegbare Gegendarstellung zu 
verfassen. Diese wird dann gleichfalls über unsere Social-Media-Kanäle verbreitet. 

Hervorgehoben wird zudem: Es geht mit dieser Auszeichnung ausdrücklich nicht um eine Kritik an Landwirt*innen. 

Das System ist deutlich komplexer (siehe dazu Kapitel 3 (ab S. 31)). 
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Der „Nach uns die Sintflut-Preis“ (Teil 1) der Naturschutzgruppe gUG Umweltschutz und Le-

benshilfe (mit Unterstützung von Fridays for Future Osnabrück) für die politischen Entschei-

dungen mit den mutmaßlich negativsten Einflüssen auf den Klimahaushalt und die Artenviel-

falt in Stadt und Landkreis Osnabrück geht an: 

 

Die CDU- & FDP-Fraktion des Europäischen Parlamentes und stellvertretend 

an den regionalen EU-Abgeordneten der CDU, Jens Gieseke 

B Was ist geschehen? 

Ende Oktober 2020 haben die oben ausgezeichneten Fraktionen/Personen in Brüssel eine 

Entscheidung verabschiedet, welche für weitere sieben Jahren dafür sorgen soll, dass knapp 

400 Milliarden Euro aus dem EU-Haushalt als Subventionen in die Landwirtschaft fließen. Der 

Großteil dieses Geldes der sog. GAP (gemeinsamen Agrarpolitik) soll jedoch auch in Zukunft 

nicht anhand von Bedürftigkeit oder Umweltfreundlichkeit des Betriebes vergeben werden - 

sondern ausgerichtet nach der Fläche des Hofes. Nur ein kleiner Teil davon (nach dem Willen 

des EU-Parlamentes etwa 30%) soll sich ganz gezielt an explizit ökologischen Regelungen 

ausrichten. Diese Regelungen sollen (in Ablehnung an die EU-Vorgabe) die einzelnen EU-

Staaten eigenständig festsetzen. Die sich in den Nachverhandlungen (Juni 2021) ergebende 

Festlegung wird das Artensterben in Europa unserer Meinung nach weitgehend ungebremst 

vorantreiben, und somit auch im Landkreis Osnabrück. 

Die Subventionszahlungen der GAP werden in zwei Säulen unterteilt. Die erste Säule ist die 

der Direktzahlungen. Sie ist (weitgehend) an die Größe der bewirtschafteten Fläche gebunden. 

Die Zahlungen der zweiten Säule werden im Wesentlichen für Klima- und Umweltmaßnahmen 

vergeben. Durch den Beschluss des EU-Parlamentes von Oktober 2020 wird zwar der Anteil 

der ersten Säule leicht reduziert, dominiert aber nach wie vor deutlich. Etwa 30 Prozent des 

Direktzahlungsbudgets (1. Säule) sind zudem für sogenannte „Eco Schemes“ („Öko-Rege-

lungen“) festgelegt. Ende Juni 2021 wurde dieser Anteil sogar noch innerhalb der Trilog-Ver-

handlungen zwischen Parlament, Ministerrat und Vertretung der Mitgliedsstaaten auf 25% re-

duziert. Diese (angeblichen) ökologischen Vorgaben jedoch sind oft hoffnungslos verwässert 

und dienen teilweise sogar eher der ökonomischen Leistungsfähigkeit der Betriebe als einer 

ökologischen Nachhaltigkeit.  

Die Zahlungen der zweiten Säule sind für Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen, den ökologi-

schen Landbau oder Zahlungen im Rahmen von Natura 2000 vorgesehen. Ergo: Die Zahlun-

gen, die wenig Nutzen für Klima- und Artenschutz bringen, überwiegen immer noch deutlich 

im Vergleich zu den Zahlungen, die echtes Potenzial für die Förderung von Naturschutz und 

eine nachhaltige Landwirtschaft aufweisen (vgl. dazu auch Abbildung 1). 
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Abbildung 1: GAP-Mittel für Deutschland 2014-2020 

 
Quelle: Umweltbundesamt III, Aufruf am 1.3.2021 

 

Vorgesehen ist in der GAP, dass die konkrete Ausgestaltung (unter Beachtung der EU-Vorga-

ben) durch die einzelnen Nationalstaaten passiert. Dadurch besteht ein Risiko für einen Wett-

bewerb um die niedrigsten Umweltstandards (vgl. dazu Busse 2019, S. 249). Auch wenn der 

Deutsche Bundestag am 11.6.2021 durchaus eine leichte Verbesserung beschlossen hat: Der 

Ausstieg aus den pauschalen Flächenprämien wurde durch die Entscheidung des EU-Parla-

mentes blockiert. 

Besonders interessant bei den Förderungen der GAP ist, dass davon ganz wesentlich die sog. 

„Agrar-Barone“ profitieren, also die landwirtschaftlichen XXXL-Unternehmen. Auch wenn die 

neu beschlossene GAP die einzelnen Mitgliedsstaaten zwingt, in ihren nationalen Umset-

zungsplänen zehn Prozent der Mittel zugunsten kleiner Betriebe umzuverteilen, so wird sich 

das Höfesterben kleiner und mittlerer Betriebe fortsetzen. Der aktuelle Beschluss der GAP 

wird zu einer weiteren Verdrängung von landwirtschaftlichen Kleinstrukturen führen, die im 

Wettlauf um (beispielsweise) Flächen das strukturell geförderte Nachsehen haben. Die Euro-

päische Agrarpolitik, wie sie im Oktober 2020 vom EU-Parlament verabschiedet wurde, ist 

damit Teil eines Systems, welches Ungleichheiten in der Landwirtschaft verschärft. 

 

Das System der EU-Agrarförderung ist ausgesprochen ungerecht. Busse (ebda., S. 250 mit 

Bezug zu Ribbe 2018) verweist darauf, dass im Jahre 1992 etwa 20% der Landwirte 80% der 

Subventionen erhielten. Heutzutage erhalten sie sogar etwa 85% der Förderungen. 
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Spiegel-online titelte am 21.1.2021 „Immer weniger Bauern beackern immer größere Flächen“ 

(Spiegel online I, Aufruf am 1.3.2021) und ging in dem entsprechenden Artikel auf Zahlen des 

Statistischen Bundesamtes ein. „Die Zahl der Betriebe mit einer Fläche von mehr als 100 Hek-

tar wuchs binnen zehn Jahren um etwa 4500 auf rund 38.100 Betriebe an. Nach Angaben der 

Statistiker bewirtschaften damit 14 Prozent aller Betriebe 62 Prozent der gesamten landwirt-

schaftlich genutzten Fläche in Deutschland“. Auch wenn die größten Einzelzahlungen nach 

Fisser und Lemme (Artikel vom 26.5.2021) zwar gar nicht an Landwirtschaftsbetriebe gehen, 

die Kritik bleibt dennoch, denn die anteiligen Zahlungen an Behörden sind - unter Betrachtung 

des Gesamtfördervolumens - winzig. 

 

Verschiedene Politiker*innen betreiben in Bezug auf die GAP eine (unserer Meinung nach) 

„Schönfärberei“, ohne jedoch einen angemessen wissenschaftsnahen Bezug zu deren Aus-

wirkungen auf den Klimahaushalt und das Artensterben zu nehmen. Julia Klöckner beispiels-

weise gehört dazu. Unter Berücksichtigung seiner Blog-Beiträge (Oktober 2020) muss unserer 

Meinung nach auch dem regionalen EU-Abgeordneten Jens Gieseke dieser Vorwurf gemacht 

werden. Grundsätzlich soll jedoch auch klargestellt werden: Klimasünder*innen und Artenver-

nichter*innen sind wir alle, mal mehr und mal weniger. Dazu gehören neben den Bürger*innen, 

dem Verkehrswesen, der Wirtschaft, dem Energiesektor usw. auch die Landwirtschaft unter 

den jetzigen politischen Rahmenbedingungen. 

Die wissenschaftlichen Zahlen sind diesbezüglich präzise und aussagekräftig. 

 

Die Emissionen der Europäischen Landwirtschaft machen einen Anteil von etwa 11% an den 

Gesamtemissionen der EU aus und bewegen sich seit 2005 ohne eine nennenswerte Reduk-

tion auf einem relativ konstanten hohen Niveau (siehe Tabelle 1, vgl. dazu auch Grafik 2). 

 

Tabelle 1: Entwicklung der Treibhausgasemissionen der EU 

 

Quelle: Umweltbundesamt I, Aufruf vom Aufruf 2.3.2021 
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Abbildung 2: Entwicklung der Treibhausgase der Europäischen Landwirtschaft seit 

1990 

 

Quelle: European Court of Auditors 2021, S. 7 

 

Genau wie in allen anderen gesellschaftlichen Bereichen ist jedoch ein deutlicher Rückgang 

notwendig, um katastrophale Folgen des Klimawandels noch abzuwenden. Die Fortführung 

der GAP in ihrer am Beschluss des EU-Parlament orientierten Ausprägung wird mutmaßlich 

dazu führen, dass dieses in den folgenden sieben Jahren nicht geschieht. Wir verlieren 

dadurch nahezu ein komplettes Jahrzehnt! 

Auch in Deutschland ist die Emissionsbilanz der Landwirtschaft seit etwa 15 Jahren weitge-

hend konstant (vgl. dazu Umweltbundesamt II, Aufruf am 1.3.2021). Ein Paradigmenwechsel, 

eine Systemänderung, wäre zwingend notwendig gewesen, z.B. durch Unterstützung der 

„Farm to Fork“-Strategie der EU-Kommission. Diese Chance wurde vertan. Maßgeblich darauf 

bezieht sich die Kritik dieses Auszeichnungstextes.  
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C Einordnung in den politischen Anspruchskontext der EU sowie 

der Bedürfnisse der Bürger*innen in Europa und in der Bundesre-

publik 

Im Eurobarometer vom März 2020 heißt es: „Eine heute (Dienstag) veröffentlichte Eurobaro-

meter-Umfrage zeigt, dass die Bürgerinnen und Bürger der EU mehr für den Umweltschutz 

tun wollen. Laut der Umfrage sagen 94 Prozent der Bürger in allen EU-Mitgliedstaaten, dass 

der Schutz der Umwelt für sie wichtig ist. In Deutschland sind ebenfalls 94 Prozent dieser 

Meinung. Darüber hinaus gaben 91 Prozent der Bürger an, dass der Klimawandel ein ernstes 

Problem in der EU ist. Europäische Gesetzgebung ist notwendig, um die Umwelt zu schützen, 

so 83 Prozent der Befragten.“ (Europäische Union I, Aufruf 20.1.2021). 

Nach dem im Oktober 2020 veröffentlichten Eurobarometer stellen Klima- und Umweltschutz 

sogar die explizit größte Sorge der Bürger*innen der Bundesrepublik auf nationaler Ebene dar 

(Europäische Union II, Aufruf am 23.2.2021).  

Gemäß einer groß angelegten Bevölkerungsumfrage zu Natur und biologischer Vielfalt, der 

„Naturbewusstseinsstudie 2019“ (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare 

Sicherheit & Bundesamt für Naturschutz 2019 II) ärgern sich 91 Prozent der Deutschen dar-

über, dass viele Menschen sorglos mit der Natur umgingen. Die Zahl derjenigen, die sich stark 

empören, ist in den letzten zwei Jahren signifikant gestiegen: 2017 waren es 47 Prozent, 2019 

sind es 63 Prozent (S.8). 

Der Anteil derjenigen, die klar davon überzeugt sind, dass die biologische Vielfalt auf der Erde 

abnimmt, ist in den letzten Jahren kontinuierlich angewachsen (2015: 26 Prozent, 2017: 36 

Prozent, 2019: 43 Prozent). Der Klimawandel wird im Jahr 2019 von 90 Prozent der Befragten 

als Bedrohung für die biologische Vielfalt wahrgenommen (S. 13). 

Die hervorgehobene Bedeutung, die Umwelt- und Klimaschutz insbesondere unter Jugendli-

chen einnimmt, wird zudem in der am 27.4.2021 veröffentlichten Studie „Jugend-Naturbe-

wusstsein 2020“ deutlich (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 

& Bundesamt für Naturschutz 2021). 

Die EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen verkündete 2019 den „Green Deal“ der 

Europäischen Union, ein umfangreiches Gesetzgebungsprogramm mit dem Ziel eines „klima-

neutralen“ Europas bis 2050. Geplant sei ein kompletter Umbau von Energieversorgung, In-

dustrie, Verkehr und Landwirtschaft.  

Settele (2020, S. 248) schreibt: „Unter dem Eindruck der Corona-Pandemie erkannte die Kom-

mission außerdem ausdrücklich an, dass die Bewahrung von Ökosystemen und der Artenviel-

falt Voraussetzung dafür ist, unsere Ernährung zu sichern und die Verbreitung von Krankheiten 

zu verhindern. Die Sorge um die natürlichen Lebensgrundlagen auch der Insekten wurde damit 
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als das benannt, was sie ist: nicht Schwärmerei für gute, alte Zeiten, auch nicht Vorurteil ge-

genüber Bauern und ihrer (und letztlich unserer) Wirtschaftsweise, sondern Basis zur Gewähr-

leistung des Überlebens der Menschheit“.  

 

D Stellungnahmen und Kritik an der EU-Entscheidung 

Nach der EU-Entscheidung zur „Gemeinsamen Agrarpolitik“ im Oktober 2020 kam es zu ei-

ner Vielzahl von Stellungnahmen und massiver Kritik. Nachfolgend einige Auszüge davon: 

„Die Abgeordneten aus CDU/CSU, FDP und ihren europäischen Schwesterparteien wollen 

Steuergelder von morgen für eine zerstörerische Agrarpolitik von vorgestern verplanen. Zu 

Recht haben sich Greta Thunberg und die Fridays For Future-Bewegung mit #VoteThis-

CAPDown lautstark zu Wort gemeldet. Hier werden die Chancen unserer Kinder, zukünftig ein 

gutes Leben mit einer intakten Natur und gesund erzeugten Lebensmitteln zu führen, verbaut“ 

(NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller, NABU I, Aufruf am 21.1.2021). 

 

Abbildung 3: Bestandsrückgang des Rebhuhns 

 

Quelle: Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina, acatech - Deutsche Akademie der Technikwissen-

schaften, Union der deutschen Akademien der Wissenschaften II, Aufruf 2.3.2021 

 

„Der vermeintliche Paradigmenwechsel in der europäischen Agrarpolitik (GAP) war für alle 

Nachhaltigkeitsinteressierten ein echter Schlag. Vor allem nach den Ankündigungen bei der 

UN-Generalversammlung im September, dass nun ganz ernsthaft die Dekade der Regenera-

tion der Ökosysteme eingeläutet werde. Weitere sieben Jahre diesen Pfad zu zementieren ist 

katastrophal. Wir sollten alles tun, zumindest die neue Flexibilität in der nationalen Verwen-

dung verantwortungsvoll zu nutzen. Allerdings befürchte ich die typische Blockadeargumenta-

tion der Besitzstandswahrer: Wir würden ja gerne, aber wenn nicht mindestens EU-weit ver-

ändert wird, können wir national nix tun. Und auf EU-Ebene wird alles getan, damit dort keine 

einheitlichen Vorgaben entstehen“ (Maja Göpel, TAZ online I, Aufruf am 5.1.2021). 
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Luisa Neubauer äußerte sich in einem Interview in der Zeit: „Über die GAP wird in diesen 

Wochen verhandelt, und die Positionen, die diskutiert werden, beunruhigen uns sehr. Mit ei-

nem enormen Budget von fast 400 Milliarden Euro wird die aktuelle Agrarpolitik der EU gleich 

für sieben Jahre zementiert, obwohl sie beim derzeitigen Vorschlag ökologisch zerstörerisch 

wirkt. Die Anreize der Agrarsubventionen machen es Landwirtinnen und Landwirten schwer, 

ja fast unmöglich, zugleich nachhaltig und wirtschaftlich zu handeln. (…).  

Wir wissen, dass die Ökosysteme und damit die Grundlagen der landwirtschaftlichen Produk-

tion weiter degradiert werden, wenn Subventionen ohne verbindliche und starke Ansprüche 

an die Nachhaltigkeit vergeben werden. 80 Prozent der Ökosysteme in Europa sind in einem 

schlechten Zustand“ (ZEIT online, Aufruf am 1.12.2020). 

 

„Die politischen Institutionen und mit ihnen die dort tätigen Menschen verweigern sich der Re-

alität des Biodiversitätsverlustes und Klimawandels! Ganz so, als hätte es die vergangenen 

Jahre keine aufrüttelnden wissenschaftlichen Studien, Stellungnahmen, Proteste und De-

monstrationen wie z.B. Krefelder Insektenstudie mit Folgestudien, Fridays for Future und Wir-

haben-es-satt-Demos gegeben! (…) 

Die Landbesitzer und Apologeten des Weiter-so haben sich wieder durchgesetzt: rund 80 % 

der Zahlungen fließen wohl weiter wie bisher. Knapp die Hälfte dieser Flächen-Subventionen 

(ca. 300 € / Hektar) aus der oben genannten 1. Säule werden üblicherweise an die Verpäch-

ter/Landeigentümer einfach für die bloße Existenz durchgereicht. Wer Land hat, dem wird öf-

fentliches Geld gegeben - ohne dafür irgendeine Leistung für die Allgemeinheit zu erbringen. 

Welcher Unternehmer, bekommt denn einfach Zuschüsse für seine bloße Erwerbstätigkeit? 

Steuergelder in Form von Subventionen sollten immer nur als Anreiz für ein Verhalten gegeben 

werden, das die Allgemeinheit nach vorne bringt, Innovationen und Entwicklung ermöglicht 

oder eben, wie beim Umweltschutz, höheren gemeinen Zielen dient“ (Holger Loritz, Netzwerk 

Blühende Landschaften, Aufruf am 21.01.2021). 

Der WWF schreibt zur EU-Agrarreform: „EU-Agrarreform wird zur Katastrophe für Natur- und 

Klimaschutz“ (WWF, Aufruf am 22.1.2021). 

 

Die Geschäftsführerin des Öko-Instituts, Anke Herold, präzisiert: „Nach den vollmundigen An-

kündigungen von Kommissionspräsidentin von der Leyen, die EU-Klimaziele zu erhöhen, hat-

ten viele gehofft, dass den Worten nun auch endlich Taten folgen. Doch zu früh gefreut: die 

Beschlüsse der europäischen Agrarminister und des europäischen Parlaments zur Gemein-

samen Agrarpolitik von Ende Oktober 2020 sind ein klarer Rückschritt für den Schutz von 

Klima, Biodiversität, Wasser und Tieren. (…) 

Im Moment droht das Szenario, dass auch in den nächsten sieben Jahren fast 360 Milliarden 

Euro an Subventionen weiter an eine landwirtschaftliche Praxis gebunden werden, die Klima 
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und Biodiversität zerstört und die viel zu wenig Ausgaben für ökologischen Landbau, Klima- 

und Naturschutz und Tierwohl vorsehen. Die Umwelt-NGOs und die grünen EU-Parlamenta-

rier haben die Kommission aufgefordert, den gesamten Vorschlag zur GAP zurückzuziehen“ 

(Öko-Institut online, Aufruf am 7.1.2021). 

 

Und auch regional im Landkreis Osnabrück gibt es eine Stellungnahme dazu: 

„Wir können noch hunderte Blühwiesen und Streuobstwiesen im Landkreis Osnabrück gegen 

das Insektensterben anlegen. Die artenreduzierende Kraft dieser EU-Entscheidung wird das 

Artensterben auch bei uns fortsetzen. Diese Entscheidung ist unserer Auffassung nach falsch. 

Der Versuch, diese Politik auch noch als nachhaltig zu verkaufen, ist nicht vermittelbar. Zudem 

ist es in höchstem Maße bedauerlich, dass hier weder die Fakten der Wissenschaft noch die 

Bedürfnisse der Bevölkerung hinreichend berücksichtigt wurden“ (Kai Behncke, gUG Umwelt-

schutz und Lebenshilfe, 11.7.2021). 

 

E Appelle und Studien im Vorfeld - Oder: Wie ignoriere ich die Wis-

senschaft so gut ich kann? 

Bereits im Vorfeld dieser Entscheidung gab es eine Fülle von Stellungnahmen zu einer drin-

gend benötigten Umkehr in der Europäischen Agrarpolitik. Stellungnahmen, die leider von Tei-

len des Europäischen Parlamentes weitgehend missachtet bzw. nur mangelhaft berücksichtigt 

wurden. 

Busse (2019) widmet unter dem Titel „Im Europa der gebrochenen Versprechen - Warum die 

Europäische Agrarpolitik der biologischen Vielfalt schadet“ ein ganzes Kapitel diesem Thema 

(S. 223 ff.). 

Sie erläutert: „2018 hat sich der Europäische Rechnungshof die Agrarpolitik der EU vorgenom-

men, sowohl die alten Regelungen, die seit 2013 gelten und von Landwirten ein Greening 

verlangen, als auch die neuen Vorschläge, die in Brüssel für die Jahre ab 2019 diskutiert wer-

den." Das Urteil des Bundesrechnungshofes lautet, übersetzt aus der Juristensprache: So geht 

das nicht. „Bislang waren die Fortschritte bei Umweltpflege und Klimaschutz unzureichend“ 

kritisiert der Europäische Rechnungshof“ (S. 231). Und weiter heißt es: „In den Stellungnah-

men des Europäischen Rechnungshofes steht, was Kritiker dieser Politik seit vielen Jahren 

wieder und wieder gefordert haben: ‚Wir haben empfohlen, den Zugang zu allen Direktzahlun-

gen davon abhängig zu machen, dass eine Reihe grundlegender Umwelt- und Klimaauflagen 

eingehalten werden (…)‘. Das klingt so selbstverständlich, dass man sich wundert, warum es 

nicht längst so ist: Wer öffentliches Geld möchte, sollte entsprechende Leistungen dafür er-

bringen. Etwas, das der Allgemeinheit nützt und den öffentlichen Gütern zugutekommt: Luft, 

Wasser, Boden, Biodiversität und so weiter“ (ebda., S. 232f.). 
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Josef Settele, Professor am Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung - UFZ schreibt: „Zum 

Jahresende 2019 flatterte ein Offener Brief ins Haus, unterzeichnet von europäischen Fach-

gesellschaften, die sich mit Insekten, Reptilien und Amphibien, Vögeln und Säugetieren be-

schäftigen (…). Adressaten waren die Mitglieder des Europäischen Parlamentes (…). In ihrem 

Schreiben rechneten die Unterzeichner mit der GAP ab und forderten sofortige Reformen der 

EU-Agrarpolitik, die maßgeblich dazu beigetragen hat, dass es zu einer Intensivierung der 

Landwirtschaftsmethoden gekommen ist und infolgedessen zu einer Verödung des Land-

schaftsbilds, einem signifikant höheren Einsatz von Pestiziden, höheren Mähfrequenzen, ex-

zessiver Beweidung und Zerstörung von Wiesen und Grünland. In dem Schreiben ist die Rede 

von „grünen Wüsten“ überall in Europa mit verheerenden Folgen für die Lebensbedingungen 

von Insekten, Vögeln und anderen Tieren. Die Verfasser betonen, was ich nur unterstreichen 

kann: An einem Zusammenhang zwischen Insekten- und Vogelsterben und der GAP besteht 

kein Zweifel. Auch die Ergebnisse des globalen Berichts des Weltbiodiversitätsrats (IPBES) 

sprechen eine deutliche Sprache: Zentral verantwortlich für das Arten- und somit auch das 

Insektensterben ist die Veränderung der Landnutzung, wozu ganz zentral die immer intensiver 

betriebene Landwirtschaft zählt“ (Settele 2020, S. 246f.).  

 

Segerer und Rosenkranz heben hervor: 

„Das System der Agrarsubventionen muss neu gedacht und angelegt werden. Zahlungen sol-

len nur noch an Betriebe gehen, die sich ausdrücklich für Umwelt-, Natur-, Klima- und Tier-

schutz einsetzen. Landwirtschaftliche Leistungen in dieser Hinsicht sollten gezielt belohnt wer-

den. Kleinbäuerliche Betriebe und Ökolandbau sind gezielt zu fördern“ (Segerer, Rosenkranz 

2018, S. 134). 

Im Bericht „Die Lage der Natur in Deutschland“ (2019) des Bundesamtes für Naturschutz so-

wie des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (I) heißt es: 

„Von besonderer Bedeutung ist weiterhin eine grundlegende Neuausrichtung der Gemeinsa-

men Agrarpolitik (GAP), die in ihrer jetzigen Form nicht ausreichend zu einer umweltgerechten 

Landwirtschaft und zum Erreichen der europäischen und deutschen Biodiversitätsziele bei-

trägt. (…). Unabhängig von ökologischen Verbesserungen der GAP-Instrumente ist daher eine 

deutlich bessere Mittelausstattung z.B. durch eine höhere Umschichtung von Mitteln aus der 

ersten in die zweite Säule der GAP für biodiversitätswirksame Maßnahmen erforderlich. Aber 

auch die auf nationaler Ebene vorhandenen Spielräume zur inhaltlichen und finanziellen Aus-

gestaltung gilt es zukünftig besser zu nutzen“ (S. 24f.). 

In der Pressemitteilung zur Veröffentlichung dieses Berichtes heißt es: „Vor allem in der Ag-

rarlandschaft geht es der Natur dagegen besorgniserregend schlecht. Das gilt besonders für 

Schmetterlinge und andere Insektenarten, die auf blütenreiche Wiesen und Weiden angewie-

sen sind. Denn diese wichtigen Ökosysteme gibt es in der intensiven Landwirtschaft immer 
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seltener. Starke Verluste sehen wir auch bei vielen Vogelarten der Agrarlandschaft wie Kiebitz 

und Rebhuhn“ (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit I, Aufruf 

am 12.2.2021). 

Die Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina aus Halle (Saale) gab 2020 zusam-

men mit acatech - Deutsche Akademie der Technikwissenschaften und der Union der deut-

schen Akademien der Wissenschaften die umfassende Stellungnahme „Biodiversität und Ma-

nagement von Agrarlandschaften - Umfassendes Handeln ist jetzt wichtig“ heraus. Darin heißt 

es in klaren Worten: 

„Die biologische Vielfalt der Agrarlandschaften in Deutschland ist, selbst in Naturschutzgebie-

ten, bei vielen Artengruppen stark zurückgegangen“ (S.3). 

„Diese Ursachen [für den Rückgang an Tier- und Pflanzenarten] sind im Wesentlichen bedingt 

durch die Intensivierung der Landnutzung und biologisch-technische Innovationen für die Er-

reichung von Produktionszielen (…). 

Die Situation ist dramatisch, der Handlungsbedarf akut. Auch deshalb wird es nicht genügen, 

nur einzelne Komponenten des Systems der Agrarlandschaft zu verändern“ (ebda). 

 

Abbildung 4: Bestandsrückgang des Kiebitzes 

 

Quelle: Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina, acatech - Deutsche Akademie der Technikwissen-

schaften, Union der deutschen Akademien der Wissenschaften II, Aufruf 2.3.2021 

 

Ins gleiche Horn stößt die Europäische Kommission mit ihrem jüngsten Bericht „über den Zu-

stand und die Trends von unter die Vogelschutz- und die Habitat-Richtlinie fallenden Lebens-

raumtypen und Arten für den Zeitraum 2013-2018“ (Europäische Kommission I, 2020). In der 
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entsprechenden Pressemeldung dazu heißt es „Europas Natur ist weiter unter Druck: Der 

Rückgang von geschützten Arten und Lebensräumen hält weiter an und ist hauptsächlich auf 

Land- und Forstwirtschaft sowie Urbanisierung und Eingriffe in Süßwasserlebensräume zu-

rückzuführen. (…) Wenn nicht dagegen vorgegangen wird, führt dieser Rückgang unweigerlich 

zu einer weiteren Erosion unserer Biodiversität und ihres lebenswichtigen Beitrags, sodass 

letztlich auch die Gesundheit und der Wohlstand der Menschen gefährdet sind“ (Europäische 

Kommission II, Aufruf vom 19.10.2020). 

 

Settele (2020) fokussiert: „Halten wir also fest: Eine Hauptursache für das Insektensterben ist 

unsere moderne, hochindustriell strukturierte Landwirtschaft (…). Die Agrarpolitik der EU ba-

siert auf Fördermitteln, die sich zum Großteil nach der Hektaranzahl eines landwirtschaftlichen 

Betriebes richten. In der Folge verdrängen Großbetriebe zunehmend Kleinbetriebe. So be-

kommt die Industrialisierung der Landwirtschaft immer wieder neue Schübe. Hier liegt das 

größte Problem - und es wird bestehen bleiben, solange enormer Kostendruck auf den Bäue-

rinnen und Bauern lastet. 

Alles, was Insekten helfen würde - Blühstreifen, Ackerbrachen, Hecken, Verzicht auf Pestizide, 

standortgerechte und vielfältige Frucht- und Sortenwahl, kostet Ertrag. Deshalb müsste Natur-

schutz stärker belohnt werden, damit einhergehende Verluste kompensiert werden“ (S. 254 

f.). 

 

Klar erwiesen ist in der Tat, dass Faktoren der industriellen Landwirtschaftspolitik (nicht zwin-

gend einzelner Landwirte!) schon aufgrund ihres hohen Flächenvolumens eine hohe Mitver-

antwortung für das Artensterben aufweisen. 

„Dabei besteht aus wissenschaftlicher Sicht kein Zweifel an den beiden entscheidenden 

Hauptakteuren: die industrielle, intensive Landwirtschaft und der Flächenhunger unserer Ge-

sellschaft. Sie garantieren uns Wohlstand - richten andererseits aber verheerenden ökologi-

schen Schaden an: Monotone, artenarme, mit Chemie überfrachtete Nutzflächen dominieren 

die Flur; Brachflächen wachsen zu, Grünland wird gedüngt und intensiv gemäht, reaktive Stick-

stoffverbindungen und Pestizide verbreiten sich überregional und entfalten unselige Wirkun-

gen bis in entfernte Naturschutzgebiete hinein; Energiepflanzen sollen das Weltklima retten 

und nehmen Wildtieren gleichzeitig den Lebensraum; Siedlungen und Verkehrsflächen wu-

chern; artenreiche Resthabitate verinseln, genetische Vielfalt sinkt“ (Segerer, Rosenkranz, 

2018, S. 117). 

 

Der wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung (Globale Umweltfragen) (WBGU) schreibt 

in seiner am 3.11.2020 von hochrangigen Wissenschaftler*innen veröffentlichten Studie 

„Landwende im Anthropozän: Von der Konkurrenz zur Integration“: „Gleichzeitig bedrohen die 
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Umweltschäden und andere externe Effekte der industriellen Landwirtschaft die natürlichen 

Lebensgrundlagen, trotz aller historischen Anstrengungen von der „Grünen Revolution“ der 

1960er und 70er Jahre bis zur Gemeinsamen Agrarpolitik der Europäischen Union (EU). (…) 

Die Biodiversität erlebt weltweit ein dramatisches, durch den Menschen verursachtes Massen-

aussterben, das im Ausmaß mit den großen erdgeschichtlichen Aussterbeereignissen vergli-

chen wird. Damit nimmt auch die Kapazität der Ökosysteme erheblich ab, zu Klimaregulierung 

und Ernährungssicherung beizutragen“ (S.1). 

 

Für die EU-Agrarpolitik empfiehlt der WBGU eine Abkehr von der industriellen Landwirtschaft 

durch eine umfassende Ökologisierung. Agrarsubventionen sollten immer an ökologische Ver-

besserungen geknüpft werden, die möglichst auf multifunktionale Produktionssysteme setzen. 

Flächenbasierte Direktzahlungen sollten in Zahlungen für Ökosystemleistungen umgewandelt 

werden. Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen mit besonders positiven Effekten für die Erhal-

tung der biologischen Vielfalt („dunkelgrüne Maßnahmen“), sollten trotz des höheren Verwal-

tungsaufwands weiterentwickelt und die Umsetzung der geplanten nationalen Strategiepläne 

ab 2021 seitens der EU kontrolliert werden“ (ebda., S.5). 

 

"Nachweislich trägt die ökonomische Logik der agrarischen Systeme eine Hauptverantwortung 

am Insektensterben, das nur die Spitze des schmelzenden Eisbergs ist. So gut wie alle Er-

kenntnisse der Wissenschaft belegen, dass der Rückgang in den vergangenen dreißig bis 

fünfzig Jahren stattgefunden hat, in denen die Landwirtschaft eine bis dahin nicht gekannte 

Intensivierung erfahren hat“ (Settele 2020, S. 42). 

 

„Der Weltbiodiversitätsrat (IPBES) weiß es, die EU weiß es, die deutsche Bundesregierung 

weiß es, alle Umwelt- und Naturschutzverbände wissen es und laut einer Umfrage wissen es 

auch 90% der Bürger hierzulande: Der Insektenschwund hat (…) ein gewaltiges Ausmaß an-

genommen, und als die eine wesentliche Ursache gilt die großräumige, intensive, auf immer 

weniger Pflanzen beschränkte und von Agrarchemie (…) beherrschte Landwirtschaft“ (Sege-

rer, Rosenkranz 2019, S. 169). 

 

Voskuhl und Zucchi schreiben 2020 (S. 19): „Die Landnutzung ist inzwischen so intensiv ge-

worden, dass immer mehr Insekten und andere Arten in Bedrängnis geraten. So verwundert 

es nicht, dass auch 60% der heimischen Wildbienen auf der Roten Liste zu finden sind. Es 

gibt also viel zu tun, um dieser Entwicklung entgegenzutreten. Dazu gehören politische Aktivi-

täten zur Änderung der Rahmenbedingungen (besonders in der Landwirtschaft), aufklärende 

und motivierende Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit sowie praktisches Handeln von der per-

sönlichen bis zur globalen Ebene. Die Zeit drängt!“ 
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Der NABU betont: „Das Artensterben bedroht nicht nur Tiere und Pflanzen, sondern die ge-

samte Menschheit. Wir sind dabei, unsere Lebensgrundlagen zu zerstören. Nur eine grundle-

gende Reform der Landwirtschaft und unserer Konsumgewohnheiten kann das ändern. Die 

Rahmenbedingungen für Bäuerinnen und Bauern müssen komplett neu gestaltet werden. 

Oberstes Ziel muss ein verantwortungsvolles, naturverträgliches Wirtschaften sein. Schluss 

mit schädlichen Subventionen, politischen Entscheidungen und Gewohnheiten. Wenn es die 

Staats- und Regierungschefs der EU nicht schaffen, die Gemeinsame Europäische Agrarpoli-

tik (GAP) in diesem Sinne zu reformieren, müssen die Landesregierungen mehr Verantwor-

tung übernehmen, um das Arten- und Höfesterben zu stoppen“ (NABU II, Aufruf am 

23.1.2021). 

 

Göpel 2020 (S. 149f.) erläutert, dass der Agrarmarkt, so wie er heute organisiert ist, nicht 

nachhaltiges Verhalten eher belohne und ökologisch wertvolles Verhalten eher erschwere und 

empfiehlt eine Reform der Landwirtschaftssubventionen. „Das würde die Preisdifferenz zwi-

schen industriellen und nachhaltig produzierten Lebensmitteln sofort verringern“ (S. 150). 

 

Wissenschaftlich erwiesen ist auch, dass nicht alleinig die Landwirtschaftspolitik für das gra-

vierende Sterben von Arten verantwortlich ist. Ein komplexes Zusammenspiel aus beispiels-

weise invasiven Arten, dem Klimawandel, gesamtgesellschaftlichem Alltagsverhalten, einer 

veränderten Landnutzung, Zersiedelungen, dem Ausbau von Verkehrswegen, Versiegelun-

gen, etc. ist als komplexes Ursachengefüge zu benennen“ (Segerer, Rosenkranz 2019, S. 

86f.). Die Schlagworte „nicht lineare Wechselwirkungen“ und „Netzkausalitäten“ sind hier zu 

betonen. Voskuhl und Zucchi (2020, S. 17ff.) geben eine gute Kurzübersicht über die Gründe 

des Insektensterbens. 
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F Artenschwund und Klimaerwärmung - Einige Fakten 

„Noch immer ist nicht nur die Corona-Pandemie das größte Prob-

lem, sondern der Klimawandel, der Verlust an Artenvielfalt, all die 

Schäden, die wir Menschen und vor allem wir Europäer durch 

Übermaß der Natur antun“  

Wolfgang Schäuble, Tagesspiegel online, Aufruf am 2.2.2021 

 

Die Klimaerwärmung schreitet nahezu ungebremst voran. In einer am 9.9.2020 veröffentlich-

ten Studie der Vereinten Nationen und der Weltwetterorganisation WMO mit dem Titel „Vereint 

in der Wissenschaft“ wird erläutert: 

 Die Emissionen des deutlich gravierender als CO2 wirkenden Treibhausgases Methan 

nahmen in den letzten 10 Jahren kontinuierlich zu. 

 Mit einer Wahrscheinlichkeit von annähernd 70% werden ein oder mehrere Monate in 

den nächsten fünf Jahren mindestens 1,5 Grad wärmer sein als in vorindustrieller Zeit. 

Aktuell liegt die Erderwärmung bei etwa 1,1 bis 1,2 Grad. 

 Die Reduzierung des Eises arktischer Gletscher lag zwischen 2016 bis 2019 höher als 

in allen anderen fünf Jahren seit 1950. 

 Der Meeresspiegel stieg zwischen 2006 und 2016 um etwa 3,6 Millimeter pro Jahr. 

 Etwa zu Beginn des Jahres 2010 lebten knapp 1,9 Milliarden Menschen (nahezu ein 

Drittel der Weltbevölkerung) in potenziell stark wasserarmen Gebieten. Bis zum Jahr 

2050 wird diese Zahl auf 2,7 bis 3,2 Milliarden Menschen steigen. 

 

Die Tendenz ist dramatisch. Etwa die Hälfte des CO2, für das die Menschheit verantwortlich 

gemacht wird, wurde in den letzten 30 Jahren emittiert (vgl. Göpel 2020, S. 35). 

Nach Büntgen et al. (2021) weisen die Europäischen Dürrejahre der jüngeren Vergangenheit 

bereits jetzt ein historisches Ausmaß auf. 

 

Zudem fördert die Klimaerwärmung das Artensterben. Für viele Tier und Pflanzenarten ist es 

unmöglich, sich in der kurzen Zeit an die steigenden Temperaturen anzupassen. 

Das massive Baumsterben heimischer Arten ist ein Ergebnis davon. In nahezu jeder kleinsten 

Ecke der Welt existieren Beispiele. Auch unter Insekten führt die Klimaerwärmung zu Kata-
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strophen. Wetterextreme wie Hitzewellen und Dürren führen beispielsweise dazu, dass in vie-

len Teilen Europas und Nordamerikas Insektenarten sterben und „verdrängt werden“ (vgl. z.B. 

Soroye et al. 2020).  

 

Hochgradig besorgniserregend ist eine 2019 veröffentlichte Studie unter Beteiligung der Kli-

mawissenschaftler Will Steffen und Hans Joachim Schellnhuber. In dieser Studie wird betont, 

dass offenbar 9 von 15 Klima-Kipppunkten schon erreicht worden seien (Lenton et al. 2019). 

Kipppunkte sind z.B. das Abschmelzen von gigantischen Eisschilden oder der Zustand von 

global relevanten Waldgebieten. Sind diese Kipppunkte überschritten, kann eine Kipp-Kas-

kade in Gang treten, welche als Turboantrieb für die Erderwärmung wirkt. Die Süddeutsche 

Zeitung schreibt: „Wir brauchen null Emissionen. Null!“ (Bovermann, Aufruf am 25. August 

2020). 

Der Interviewpartner Anders Levermann (Leiter der Abteilung Komplexitätsforschung am Pots-

damer Institut für Klimafolgenforschung (PIK)) äußert: „Ich bin seit 20 Jahren Klimaforscher 

und seit 20 Jahren arbeite ich an Kipppunkten im Klimasystem. Jetzt überschreiten die ihre 

Grenzwerte. Und es ist genauso ernst, wie wir gesagt haben. Wenn der westantarktische Eis-

schild kippt, dann verlieren wir Hamburg, Shanghai, Kalkutta, New York, Tokio und so weiter.“ 

Gleichzeitig hat das Artensterben (nicht nur in Deutschland) in den letzten Jahrzehnten 

schwerwiegende Ausmaße angenommen. Gemäß Biodiversitätsrat der Vereinten Nationen 

(IPBES 2019) befinden wir uns im größten Artensterben seit 66 Millionen Jahren. Eben jener 

Rat veröffentlichte im Mai 2019, dass schon jetzt die Geschwindigkeit, in der Tier- und Pflan-

zenarten aussterben, zwischen zehn- und hundertmal höher sei als im Durchschnitt der ver-

gangenen zehn Millionen Jahre. (vgl. auch Settele 2020, S. 54). 

Im „Insektenatlas 2020“ (Heinrich-Böll-Stiftung, Bund für Umwelt und Naturschutz Deutsch-

land, Le Monde Diplomatique 2020, S. 14) wird der globale Rückgang der Insektenmasse auf 

etwa 2,5% beziffert (Bezugnahme auf Sánchez-Bayo, Wyckhuys 2019). 
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Abbildung 5: Bestandsrückgang der Turteltaube 

 
Quelle: Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina, acatech - Deutsche Akademie der Technikwissen-

schaften, Union der deutschen Akademien der Wissenschaften II, Aufruf 2.3.2021 

 

In der vor einigen Jahren veröffentlichten Krefelder Studie wird nachgewiesen, dass die Ge-

samtbiomasse der Insekten in vielen Gegenden Deutschlands zwischen 1989 und 2016 um 

etwa 75% sank (Hallmann et al. 2017). Aufhorchen ließ zudem eine Untersuchung von Seibold 

et al. (2019), welche in unterschiedlichen Regionen Deutschlands einen massiven Insekten-

schwund benennt. Den größten Schwund stellten die Forscher*innen auf den Grünlandflächen 

fest, die in besonderem Maße von landwirtschaftlichen Flächen umgeben sind.  

Mittlerweile reichen für viele insektenfressende Vogelarten die verfügbaren Insekten nicht 

mehr aus, um ihre Jungvögel erfolgreich aufzuziehen (Berthold 2017). Segerer und Rosen-

kranz (2018, S. 60) heben hervor, dass in Bayern in den Jahren zwischen 1971 und 2000 mehr 

Schmetterlingsarten ausstarben (226) als in den vorausgegangenen 200 Jahren (191). In den 

Fluren Deutschlands gingen (auch als Folge des Insektensterbens) seit 1980 mehr als die 

Hälfte des Bestandes (55%) aller Vogelarten verloren. Zwischen 1998 und 2009 verschwan-

den in Deutschland etwa 12,7 Millionen Brutpaare (ebda., S. 77). 

Im Weserkurier ist zu lesen: „Für Schmetterlingskundler ist das Jahr 2020 in Mecklenburg-

Vorpommern ein Katastrophenjahr. Bis auf Tagpfauenauge und Kohlweißling, Admiral und 

Kleinen Fuchs, wenige Distelfalter und Bläulinge seien kaum Tagfalter zu sehen, sagte der 

Greifswalder Schmetterlingskundler Volker Wachlin der Deutschen Presse-Agentur. Diese 

Schmetterlinge seien Ubiquisten, also Arten, die nur geringe Ansprüche an ihre Lebensräume 

stellten“ (Weserkurier online, Aufruf am 15.2.2021). 



18 

 

Insekten sind in sowohl globalen als auch regionalen Nahrungsketten überaus wichtig. Als 

Nahrungsquelle sind sie für Spinnen und andere Gliederfüßer, Amphibien, Fische, Reptilien, 

Vögel und Kleinsäuger elementar, sie stellen somit eine „Schlüsselgruppierung“ der Biodiver-

sität dar. Darüber hinaus sind sie das wesentliche Bestäubungsmedium in der Natur. Als „Be-

stäuber“ sind 90% der Blütenpflanzen (ca. 80% der Nutzpflanzen) auf Bestäubung durch In-

sekten angewiesen. Eine Artenvielfalt unter den Insekten ist massiv wichtig für die Ernährung 

der Menschheit. Etwa drei Viertel unserer Nutzpflanzen sind ausschließlich oder vornehmlich 

auf Insektenbestäubung angewiesen (vgl.: Segerer, Rosenkranz 2018, S.36). Ohne Insekten 

droht Mangelernährung bzw. Hungertod. Zudem sind Insekten elementar für fruchtbare Böden 

und sauberes Wasser. Ohne sie gäbe es einen Zusammenbruch von Stoffkreisläufen in der 

Natur. Ein Beispiel dafür sind im Boden lebende Insekten, die dazu beitragen, dass Biomasse 

kompostiert wird. Die Ernährung des Menschen wird durch den massenhaften Schwund von 

Insekten gefährdet. 

 

„Der globale Wert der Bestäubung für die Ernteeinträge schlägt - die Zahl variiert je nach Be-

rechnungsmethode - mit 235 bis 577 Milliarden US-Dollar zu Buche“ (Settele 2020, S 19). 

 

Der EU-Rechnungshof bescheinigte der Europäischen Union im Februar 2020 ein weitflächi-

ges Versagen bei der Landwirtschaftspolitik in Bezug auf eine Eindämmung von Pestiziden. 

Ein Prüfungsmitglied sagte aus: „Bislang war die Europäische Union nicht in der Lage, die 

Risiken im Zusammenhang mit dem Einsatz von Pestiziden durch Landwirte wesentlich zu 

verringern und zu kontrollieren“ (Settele 2020, S. 129). Ferner stellt eben jener Rechnungshof 

fest (vgl. European Court of Auditors, 2021), dass die bisherigen Ansätze gescheitert seien, 

mithilfe der EU-GAP-Milliardensubventionen den Ausstoß klimaschädlicher Gase in der Land-

wirtschaft zu senken. 
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G Frustration über Teile der Politik - Oder: Wie erzeuge ich mög-

lichst effektiv eine Politikverdrossenheit? 

Die EU-GAP-Entscheidung der Fraktionen der CDU und FDP reiht sich nahtlos in eine Kette 

von massiven Fehlentscheidungen und Nicht-Handlungen ein, die wieder und wieder zu einer 

Vernichtung der Artenvielfalt geführt haben und zukünftig führen werden.  

 

Das Fortschreiten des Artensterbens und das Nicht-Handeln von Teilen der Politik bzw. die 

Nicht-Umsetzung von Vereinbarungen frustriert zuweilen, macht ohnmächtig, wütend und kre-

ativ zugleich. Dies kann zu einer Abkehr von „der Politik“ und einer tiefen Politikverdrossenheit 

führen, nach dem Motto: „Die da oben machen doch eh, was sie wollen! Der Wille der Bevöl-

kerung spielt keine Rolle, wenn es um die Interessenvertretung von Lobbyisten geht!“ Und 

eine Abkehr von diesem Verhalten ist nicht in Sicht. Die kommende Periode der GAP dauert 

sieben Jahre! Sieben Jahre, in denen ein Beschluss die Wünsche der Europäischen Bürger*in-

nen weitgehend ignoriert. Sieben Jahre, in denen das Artensterben vermutlich in atemberau-

bendem Tempo fortschreitet. 

 

Die entsprechende (allgemeine) Kritik von Wissenschaftler*innen an (häufigen) Entscheidun-

gen dieser Nicht-Qualität ist nicht zu überhören, geschweige denn zu überlesen. 

Im Insektenatlas 2020, einem absoluten Standardwerk zum Insektensterben, widmet sich ein 

ganzes Kapitel dem klassischen Polit-Dilemma. Gut auf den Punkt gebracht steht dort: „Voll-

mundige Versprechen und unzulängliche Taten. Das dramatische Insektensterben und seine 

möglichen Auswirkungen auf Mensch und Natur sind wissenschaftlich belegt. Doch die Politik 

reagiert nur zögerlich und scheut zu häufig den Konflikt mit der Agrarindustrie“ (Heinrich-Böll-

Stiftung, Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland, Le Monde Diplomatique 2020, S. 36). 

Ulrich (2019) schreibt: „Zunehmend zornig macht mich auch die Feigheit der Politik vor den 

kurzfristigen und kurzsichtigen Profitinteressen einiger Industrien, oder dass auch da immer 

wieder mit vielen Steuermilliarden Technologien gefördert werden, wo eine Verordnung durch-

aus genügen würde“ (…) (S. 39). Und Segerer und Rosenkranz (2018, S.121) bemerken prä-

zise: „Ihr Versagen bezüglich einer gerechten und effizienteren Verteilung produzierter Nah-

rungsmittel und ihr Kniefall vor den Lobbyisten einer nicht-nachhaltigen Wirtschaft - das ist der 

ökologische Sündenfall der Politik. Obwohl die Hauptverursacher der Biodiversitätskrise be-

kannt sind, werden sie - sicher nicht zuletzt unter dem Aspekt von Wählerstimmen - mit Samt-

handschuhen angefasst. Die Natur, von der wir alle abhängen, interessiert sich aber nicht für 

Wahlen.“ 
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„Und hier steht auch die Politik in der Verantwortung. Denn die Auswüchse der industriellen 

Landwirtschaft und des Flächenverbrauchs, die (…) zu den Hauptursachen der Lebensraum-

verluste für Pflanzen und Tierwelt gehören, erfolgen im Rahmen von Recht und Gesetz (ebda., 

119f.). 

Peter Berthold betont: „Mit den bisher in Deutschland praktizierten Maßnahmen ließ und lässt 

sich unsere Artenvielfalt nicht retten. Sie stellen schlicht eine nationale Strategie in die Arten-

armut dar“ (Berthold 2017, S. 144). 

 

Zornig und fassungslos macht all dieses zuweilen, da die Fakten doch klar und deutlich und 

für alle einsehbar „auf dem Tisch“ liegen. Die Wissenschaft, eine der wichtigsten Stützen der 

unabhängigen Demokratie, liefert diese in tausenden Studien. 

 

„Wir wissen nicht, wie sich das Klima entwickelt, wann, wie schnell und in welchem Umfang 

der Mensch die Erderwärmung stoppen kann - vom „Ob“ gar nicht zu reden. Das hängt maß-

geblich von den politischen Entscheidungsträgern ab, leider zunehmend auch davon, wie viel 

Gehör die Wissenschaft in Zukunft (noch) findet (…). Werden wissenschaftliche Befunde von 

der Politik ignoriert, weil sie nicht zur eigenen Agenda passen, kann dies brandgefährlich sein“ 

(Settele 2020, S. 20f.). 

 

Und Busse (2019, S. 265) zitiert die GRÜNE Bundestagsabgeordnete Steffi Lemke: „Es könne 

nicht sein, stellte sie klar, dass die Politik ihre selbst gesetzten Ziele immer wieder verfehle 

und sich dann achselzuckend eine neue Deadline setze und das Ziel einfach in die Zukunft 

verschiebe. Es könne auch nicht Aufgabe der Zivilgesellschaft sein, die Politik zu verklagen, 

weil die nicht genug tut, um ihre selbst gesteckten Ziele zu erreichen. Diese Haltung führt zu 

einem gefährlichen Vertrauensverlust. Wie sollten die Bürgerinnen und Bürger die Politiker 

ernst nehmen, wenn die so gefährlich fahrlässig über ihre eigenen Ziele hinwegsehen? Das 

gefährde die Demokratie.“ 

 

Irrsinnigerweise gibt es sogar schon eine Vielzahl von Vereinbarungen, Gesetzen und Abkom-

men. Ihre Auswirkungen gegen das Artensterben? Mangelhaft! 
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Abbildung 6: Bestandsrückgang des Braunkehlchens 

 
Quelle: Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina, acatech - Deutsche Akademie der Technikwissen-

schaften, Union der deutschen Akademien der Wissenschaften II, Aufruf 2.3.2021 

 

In Artikel 20a des deutschen Grundgesetzes heißt es: „Der Staat schützt auch in Verantwor-

tung für die künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere im Rah-

men der verfassungsgemäßen Ordnung durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Ge-

setz und Recht durch die vollziehende Gewalt und Rechtsprechung.“ 

 

Seit dem Umweltgipfel der Vereinten Nationen 1992 in Rio de Janeiro gilt das Vorsorgeprinzip 

als Leitlinie der allgemeinen Umweltpolitik. Im dort beschlossenen Übereinkommen zur biolo-

gischen Vielfalt verpflichten (!) sich die Mitgliedsstaaten, die biologische Vielfalt auf der Ebene 

der Gene, Arten und Ökosysteme zu schützen. Der Eigenwert der biologischen Vielfalt wird 

hierbei völkerrechtlich bindend anerkannt. Davon merkt man wenig. Immer wieder wird wirt-

schaftlichen Interessen der Vorrang vor Umwelt- und Naturschutzbelangen eingeräumt. Viel 

zu oft meldet sich irgendeine Lobby und wird dann berücksichtigt. Die Natur hat dagegen meis-

tens das Nachsehen. Für einige Politikvertreter*innen sind Singvögel, Kröten, Blindschleichen 

oder Wildbienen offenbar im Vergleich nicht wertvoll genug.  

2001 haben die europäischen Staats- und Regierungschefs in der damaligen Nachhaltigkeits-

strategie beschlossen, die Verluste der biologischen Vielfalt in der EU bis 2010 einzudämmen. 

Ist das passiert? Nein! Die Fakten sprechen eine klare Sprache. 

Der Lissabon-Vertrag (2009) der EU verpflichtet alle Organe und Institutionen, ein hohes 

Schutzniveau zur Förderung einer nachhaltigen Entwicklung zu berücksichtigen. 
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Und dennoch: „Selbst eine massiv erdrückende Faktenlage und ein hoher öffentlicher Druck 

haben 2017 die Zulassung des Totalherbizids Glyphosat nicht verhindert“ (Busse 2019, S. 

174). 

Ende 1992 warnte die „Union of Concerned Scientists“ und veröffentlichte die „Warnung der 

Wissenschaftler der Welt an die Menschheit“, unterzeichnet durch 1700 Wissenschaftler. Be-

tont wurde, dass Mensch und Natur sich auf einem Kollisionskurs befinden. Menschliche Ak-

tivitäten verursachen schwere und oft irreversible Schäden an der Umwelt und an kritischen 

Ressourcen. 25 Jahre später folgte die zweite Mitteilung zu dem Appell von 1992 (15.000 

Wissenschaftler aus 184 Staaten waren hierbei beteiligt). 2019 folgte die dritte Warnung 

(11.000 Wissenschaftler aus 153 Ländern). Erneut war die Rede davon, dass schnell gehan-

delt werden müsse, um „unsägliches, unmenschliches Leid“ zu verhindern. „Obwohl global seit 

40 Jahren verhandelt wird, haben wir weiter gemacht wie vorher und sind diese Krise nicht 

angegangen“, schrieb Initiator William Ripple (nach Settele 2020, S.296f.). 

Maja Göpel (2020, S. 134) ist eindeutig zuzustimmen, wenn sie plädiert: 

„Wir brauchen einen Politikwandel, der Nachhaltigkeit nicht als mögliches Nebenprodukt einer 

ökologischen Wachstumsagenda behandelt, sondern direkt auf nachhaltiges Konsumieren, 

Produzieren und Investieren zielt.“ Und Ulrich (2019, S.199) bringt es auf den Punkt: „Es hört 

sich vielleicht nicht gut an, stimmt aber trotzdem: Demokratische Politik bedeutet, die soziale 

und ökologische Muskulatur des Einzelnen zu entlasten - jedenfalls teilweise. Politik hat die 

Aufgabe, das Richtige zur Struktur werden zu lassen, das Gebotene zu gebieten. Solange 

man für 30 Euro nach Rom fliegen kann, bedarf es eines gewissen asketischen Heldentums, 

darauf zu verzichten. Und Heldentum ist nun mal etwas für Minderheiten“. 

H Alternativen zur jetzigen GAP 

Die sog. „Farm to Fork“-Strategie (F2F) der EU-Kommission ist ein sehr guter Ansatz für eine 

nachhaltigere Landwirtschaft. Sie schlägt z.B. vor, den allgemeinen Einsatz der chemischen 

Pestizide und Hochrisikopestizide bis 2030 um jeweils 50 Prozent zu reduzieren (Foote, Aufruf 

am 7.3.2021). Zudem sind hier Aspekte wie landwirtschaftliche Kohlenstoffbindung als ein wei-

teres „vielversprechendes Beispiel für neue grüne Geschäftsmodelle“ enthalten (Fortuna, G.; 

Foote, N. 13.3.2020; vgl. dazu insbesondere Europäische Kommission III, 20.5.2020). 

Die Geschäftsführerin des Öko-Institut Anke Herold äußert sich ausführlich zu möglichen Al-

ternativen (Öko-Institut online, Aufruf am 7.1.2021). Die Ziele der sog. „Farm-to-Fork-Strate-

gie“ müssten stärker integriert werden. Z.B. müssten die Anteile des ökologischen Landbaus 

deutlich gesteigert und der Einsatz von Pestiziden verbindlich gemindert werden. An die sog. 

„Eco-Schemes“ (1. Säule) seien echte und wirksame Umweltanforderungen zu stellen Diese 

„Schemes“ sollten auch schon 2023 und nicht erst 2025 gestartet werden. Mitgliedsstaaten 

seien zu belohnen, wenn sie mehr Finanzmittel als die Mindeststandards (2. Säule) ausgeben.  
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Weitere Aussagen von Frau Herold sind, dass der Mindestanteil nicht produktiver Flächen für 

den Biodiversitätsschutz ausgedehnt und drainierte Moore wiedervernässt werden müssten. 

 

In dem F2F-Dokument der Europäischen Kommission ist z.B. zu lesen: „Die Strategie „Vom 

Hof auf den Tisch“ stellt das Kernstück des Grünen Deals dar. Sie gibt eine umfassende Ant-

wort auf die Herausforderungen nachhaltiger Lebensmittelsysteme und erkennt an, dass ge-

sunde Menschen, gesunde Gesellschaften und ein gesunder Planet untrennbar miteinander 

verbunden sind (…). Die COVID-19-Pandemie hat ein Schlaglicht auf die Bedeutung eines 

belastbaren und resilienten Lebensmittelsystems geworfen (…). Sie hat uns auch die Wech-

selwirkungen zwischen unserer Gesundheit, unseren Ökosystemen, Versorgungsketten, Ver-

brauchsmustern und den Belastungsgrenzen unseres Planeten sehr bewusst gemacht. Es 

liegt auf der Hand, dass wir viel mehr tun müssen, um uns und den Planeten gesund zu halten. 

(…) Die Strategie „Vom Hof auf den Tisch“ ist ein neuer umfassender Ansatz dafür, wie Euro-

päerinnen und Europäer die Nachhaltigkeit von Lebensmitteln wertschätzen. Sie eröffnet Mög-

lichkeiten dafür, unsere Lebensweise, unsere Gesundheit und den Schutz der Umwelt zu ver-

bessern“ (Europäische Kommission III, 20.5.2020, S.2). 

Die Farm-to-Fork-Strategie der Europäischen Kommission wird vielfach als sinnvoller Beitrag 

für eine nachhaltige Ernährungssicherung angesehen.
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2. Pro Gesundheit 
 

„Es existiert ein enger und unbestreitbarer Zusammenhang zwi-
schen der Zunahme schwerer Epidemien und Pandemien auf 
der einen und der Zerstörung der Umwelt einschließlich des Ar-

tensterbens auf der anderen Seite“  

Josef Settele 2020, S. 87 

 

Die Entscheidung der CDU/FDP-Fraktionen des EU-Parlamentes liefert unser Meinung nach 

einen unsäglichen Beitrag zur Reduzierung der Artenvielfalt - und damit als Folgewirkung eine 

Unterstützung für die Ausbreitung von Pandemien. Spätestens seit Beginn der Coronapande-

mie ist bekannt, dass es einen Zusammenhang zwischen Biodiversität und Infektionskrank-

heiten gibt. Schon vor Corona wurden wissenschaftliche Studien entwickelt, welche eine über-

wältigende Evidenz dafür zeigten, dass eine höhere Biodiversität ein geringeres Infektionsri-

siko beinhaltet. Zu nennen ist der sog. „Dilution effect“, der Verdünnungs- oder Verwässe-

rungseffekt, weil eine hohe Diversität das Übertragungsrisiko verdünnt. Anders formuliert: Ein 

Borkenkäfer richtet in einem Mischwald weniger Schaden an als in einer Fichten-Monokultur. 

Der Schaden, welcher mittlerweile durch den Rückgang der Artenvielfalt entstanden ist, geht 

wirtschaftlich in die Billionen Euro. Und dabei ist der ethisch-moralische Schaden an der Be-

wahrung der Schöpfung noch nicht einmal beziffert.  

In der Wissenschaft wurde in den letzten Jahren häufig vor solchen Pandemien gewarnt, ge-

nauso wie in den letzten ca. 50 Jahren vor der Klimakatastrophe und dem Artensterben. Die 

Mahnungen verhallten ohne Effekt - von uns vielen oftmals ungehört. 

Dass Krankheitserreger von Tieren auf Menschen übertragen werden (die sog. "Zoonosen") 

ist nichts Neues. Neu ist (in der jüngeren Vergangenheit) das Ausmaß der Ver- und Gebote, 

welche im Kampf gegen die aktuelle Zoonose namens „Corona“ eingesetzt werden. Doch das 

ist nur die Bekämpfung eines Symptoms. Die Ursachen sind hausgemacht. 

In einer kürzlich veröffentlichten Pressemeldung des Bundesministeriums für Umwelt, Natur-

schutz und nukleare Sicherheit wird treffend festgehalten, "dass die Übertragung von Krank-

heiten auf den Menschen wahrscheinlicher wird, wenn Ökosysteme durch menschliche Ein-

griffe aus dem Gleichgewicht geraten" (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nuk-

leare Sicherheit I, Aufruf am 27.2.2021).  
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Umweltministerin Svenja Schulze äußert zudem völlig richtig: "Die Wissenschaft sagt uns, 

dass die Zerstörung von Ökosystemen Krankheitsausbrüche bis hin zu Pandemien wahr-

scheinlicher macht. Das zeigt: Die Naturzerstörung ist die Krise hinter der Coronakrise. Um-

gekehrt gilt: Gute Naturschutzpolitik, die vielfältige Ökosysteme schützt, ist eine wichtige Ge-

sundheitsvorsorge gegen die Entstehung neuer Krankheiten. Ich würde es sehr begrüßen, 

wenn der Weltbiodiversitätsrat den globalen Wissensstand zu diesen Fragen sammelt, aufar-

beitet und der Politik weltweit zur Verfügung stellt. Denn die Weltgemeinschaft hat nach der 

Pandemie die Chance, eine neue globale Biodiversitätsstrategie zu beschließen - und so zu 

zeigen, dass sie aus den Pandemien der Vergangenheit gelernt hat." 

Noch vor Corona schrieb Tanja Busse (2019): „Wenn wir Biodiversität weiter zerstören, wird 

das auch gesundheitliche Folgen für uns haben. Seit einigen Jahren untersuchen Biologen 

und Mediziner den Zusammenhang von Krankheiten und Biodiversität, und es deutet einiges 

darauf hin, dass Menschen in Gegenden mit hoher Biodiversität besser vor Krankheiten ge-

schützt sind. Der amerikanische Biologe David Citello hat zusammen mit Kollegen über zwei-

hundert Untersuchungen analysiert, und er gelangt zu dem Schluss: Es gibt eine überwälti-

gende Evidenz dafür, dass höhere Biodiversität ein geringeres Infektionsrisiko bedeutet und 

uns vor Krankheiten schützt. (…) Dilution effect wird das genannt, Verdünnungs- oder Ver-

wässerungseffekt, weil die hohe Diversität das Übertragungsrisiko gleichsam verdünnt“ (S. 

99). 

Abbildung 7: Lebensraum der Vögel in der Agrarlandschaft 

 
Quelle: Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina, acatech - Deutsche Akademie der Technikwissen-

schaften, Union der deutschen Akademien der Wissenschaften II, Aufruf 2.3.2021 
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Auf Spiegel-online listet der Journalist Philip Bethge die schlimmen Seuchen der jüngeren 

Vergangenheit auf (Bethge, Aufruf am 25.2.2020): 

"Die Liste der Ausbrüche neuartiger, oft exotischer, den Menschen gefährdender Viren liest 

sich wie ein Kaleidoskop des Grauens: Machupo-Virus, Bolivien, 1962 bis 1964; Marburg-Vi-

rus, Deutschland, 1967; Ebola-Virus, Zaire und Sudan, 1976; HIV/Aids-Virus, USA, ab 1981; 

Sin-Nombre/Hanta-Virus, USA, 1993; Vogelgrippe H5N1, Hongkong, 1997; Mers, Saudi-Ara-

bien, 2012. Jetzt Sars-CoV-2, China, 2019. Und das ist nur eine Auswahl.“  

 

Ein Grund für die massive Verbreitung von Krankheitserregern ist der Lebensraumverlust vie-

ler Tierarten. Dadurch, dass Lebensräume für viele Tiere kleiner werden (aufgrund von z.B. 

Versiegelung, Holzeinschlag, intensiver Landwirtschaft etc.) erhöht sich die Wahrscheinlich-

keit eines menschlichen Kontaktes.  

„Durch die Zerstörung der Lebensräume droht zahlreichen Arten die Ausrottung, darunter auch 

Heilpflanzen und Tiere, die in unseren Arzneibüchern seit jeher ihren Platz haben. Den über-

lebenden Arten bleibt nichts anderes übrig, als sich in die reduzierten Lebensräume zurückzu-

ziehen, die ihnen die menschlichen Siedlungen übriglassen. Dadurch erhöht sich die Wahr-

scheinlichkeit, dass sie in engen Kontakt mit Menschen kommen, und so können Mikroben, 

von denen sie besiedelt sind, in unsere Körper gelangen, wo sie sich möglicherweise in tödli-

che Krankheitserreger verwandeln“ (Verweis auf „Le Monde diplomatique“; vgl. dazu Shah I, 

Aufruf am 5.1.2021, Originalartikel in: Shah II, 18.2.2020). 

 

Gleichfalls gehört dazu, dass das zunehmende Verschwinden der Artenvielfalt die Verbreitung 

von Massenerkrankungen fördert. Die Charité-Virologin Sandra Junglen äußerte bereits 2019: 

"Dazu gehören auch der Wandel zur starken Landnutzung, die Verbreitung von Monokulturen 

oder Rodungen von Wäldern. Das führt zu einem Verlust der Artenvielfalt und verändert die 

Zusammensetzung der Säugetierpopulationen. Weniger Artenvielfalt bedeutet mehr Tiere ei-

ner Art. Wenn mehr Tiere einer Art im selben Lebensraum vorkommen, können sich Infekti-

onskrankheiten zwischen den Tieren einer Art besser verbreiten. Man kann also vereinfacht 

sagen: Artenvielfalt könnte auch vor der Ausbreitung von Infektionskrankheiten schützen“ 

(MTA Dialog, Aufruf am 4.1.2020; vgl. dazu auch Kotyga et al., Aufruf am 20.2.2021). 

 

Aus der Biodiversitätsforschung ist bekannt: Sobald die Artenvielfalt schwindet übernehmen 

"generalistische" Arten das Zepter. In der Regel Arten, welche auch unter "neuen" Bedingun-

gen überleben können. Das muss nicht zwingend schlimm sein, ist jedoch dann katastrophal, 

wenn es sich um Arten handelt, die "per Fingerschnipp" mal eben so Tausende von Lebewe-

sen auslöschen. Wenn gleichzeitig noch die Lebensräume knapper werden, dann wird es 

"eng", im doppelten Sinne. 
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Interessant in diesem Kontext sind Aussagen von Josef Settele und Joachim Spangenberg. 

Nachfolgend ein Interview-Teilauszug aus dem „Spektrum“ (Krumenacker, Schwägerl, Aufruf 

am 20.12.2020). 

 

Settele: „Studien haben gezeigt, dass schrumpfende Lebensräume und damit einhergehende 

Verhaltensveränderungen von Tieren zum Risiko der Übertragung von Krankheiten von 

Tieren auf Menschen beitragen. Die große Mehrheit an Krankheitserregern harrt noch der 

Entdeckung, wir kratzen da erst an der Oberfläche. Viele Fachleute - und selbst nicht ganz 

so eng am Thema tätige Zeitgenossen wie wir - sind aber vom Ausbruch des Coronavirus 

nicht wirklich überrascht.“ 

 

„Warum?“ 

 

Settele: „Die Menschheit schafft geradezu die Bedingungen dafür, dass sich Krankheiten aus-

breiten. Wir reduzieren die Barrieren zwischen dem Menschen und den Wirtstieren, in de-

nen solche Viren natürlicherweise zirkulieren. Wir mussten von der Ausbreitung einer pan-

demischen Influenza ausgehen, genauso wie von vielen Todesfällen. Und wir können damit 

rechnen, dass es weitere Erreger mit zum Teil noch gravierenderen Auswirkungen geben 

wird. Große Änderungen in der Landnutzung führen zum Verlust von Lebensräumen, was 

zu höheren Populationsdichten einiger Arten und auch zu mehr Kontakten zu Menschen 

führt. Die Arten, die überleben, ändern ihr Verhalten und teilen sich in zunehmendem Maß 

Lebensräume mit anderen Tieren und eben mit dem Menschen.“ 

 

„Es sieht gegenwärtig aber nicht so aus, als würde Biodiversitätsschutz ausreichend ernst 

genommen; das Thema findet politisch kaum Beachtung. Nicht zuletzt Ihr IPBES-Bericht 

zeigt, dass die allermeisten Regierungen weit davon entfernt sind, entschlossen gegen Na-

turzerstörung vorzugehen. Bedeutet das im Umkehrschluss, dass wir mit einer Häufung von 

Pandemien rechnen müssen?“ 

 

Spangenberg: „Dieser Umkehrschluss ist richtig - die Wahrscheinlichkeit von Pandemien steigt 

mit zunehmender Vernichtung von Ökosystemen und Biodiversität.“ 

 

„Was erhoffen Sie sich davon, wenn Forscher wie Sie jetzt den Zusammenhang von Natur-

zerstörung und Pandemien in die Öffentlichkeit bringen?“ 
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Settele: „Dafür gibt es zwei wesentliche Motivationen. Erstens ist es wichtig, dass man diesen 

Zusammenhang erkennt, damit wir verstehen, was die indirekten und oft wichtigsten Ursa-

chen der Pandemien sind. Das versetzt uns in die Lage, auch hier das Vorsorgeprinzip 

anzuwenden, anstatt abzuwarten und dann an den Symptomen zu arbeiten - wozu wir der-

zeit gezwungen sind. Der Zusammenhang zwischen Gesundheit und Erhalt der natürlichen 

Lebensgrundlagen ist offensichtlich (…)“. 

 

Die Klimaerwärmung hat gleichfalls Einfluss auf Massenerkrankungen 

 

Interessant und besorgniserregend zugleich ist beispielsweise die Verbreitung des Usutu-Vi-

rus. Dieses Virus wurde Ende der 50 Jahre erstmals in Afrika identifiziert und wird durch Stech-

mücken übertragen. Aktuell verschieben sich die Klimazonen, sodass der Erreger zunehmend 

auch in Europa passende Lebensbedingungen vorfindet und auch in unseren Gärten bereits 

ganze Amselpopulationen dahingerafft hat. Im Übrigen ist es auch für den Menschen nicht 

ganz ungefährlich. Die Klimaerwärmung sorgt dafür, dass "neuartige" Erkrankungen nun auch 

in Mitteleuropa heimisch werden und dort auf genetisch nicht angepasste Spezies treffen. 

Herzlich willkommen in der Evolution! 

Unberücksichtigt, wie gut uns Menschen diese Tatsache gefällt - die Evolution ist gnadenlos. 

Und da stehen wir nun mit unserem Talent: Als Verursacher der größten hausgemachten 

Krise, die unser Planet jemals erlebt hat. 

Das West-Nil-Virus beispielsweise (Bethge, Aufruf am 25.2.2020) wurde 2018 erstmalig bei 

Wildvögeln in Deutschland festgestellt. Es betrifft uns Menschen und beispielsweise auch 

Pferde. Etwa jeder 140. Betroffene erkrankt schwer daran. Es wird unter anderem von der 

Asiatischen Tigermücke übertragen, die sich vermehrt auch in Europa recht wohl fühlt.  

 

Es folgt ein gelungener Kommentar der Journalistin Tanja Busse dazu: 

„Bei der Bekämpfung von Infektionskrankheiten gibt es also Momente, in denen man mit relativ 

kleinen Maßnahmen ganz viel Gefahr abwenden kann. Lässt man die verstreichen, wird das 

schlagartig sehr viel schwieriger, wenn nicht unmöglich. Solche Momente gibt es auch in der 

Klimaforschung - tipping points werden sie dort genannt, Kipp-Punkte: Wenn die Eiskappen 

an den Polen abschmelzen oder die Permafrostböden der Tundra auftauen zum Beispiel. 

Seit in Norditalien an einem einzigen Tag mehr als hundert Menschen an CoVid-19 gestorben 

sind, ist der Ernst der Lage erkannt. Nicht zu handeln, wäre tödlich - das haben die Politiker*in-

nen gesehen - und deshalb wird gehandelt, und zwar nicht zu knapp. Es ist einiges, was die 

Politik den Menschen gerade zumutet. Und niemand protestiert. 
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Es zeigt sich: Wenn der Ernst der Lage erkannt ist, sind enorme Veränderungen möglich. Da-

raus lässt sich einiges lernen - nämlich für all die anderen Politikfelder, in denen Wissenschaft-

ler*innen schon lange den Ernst der Lage erkannt haben und mit großer Dringlichkeit Verän-

derungen einfordern. Die Klimakrise und der enorme Verlust der biologischen Vielfalt, den Bi-

olog*innen als sechstes großes Massenaussterben der Geschichte bezeichnen. Auch hier ist 

klar - ebenso wie bei der Corona-Pandemie: Einfach weitermachen ist gefährlich. Wir müssen 

handeln - und Einschränkungen akzeptieren, beim Reisen, beim Konsumieren, beim Essen, 

und je eher wir damit anfangen, desto eher haben wir eine Chance, den Schaden zu begren-

zen“ (Busse II, Aufruf am 4.2.2021). 

 

Abbildung 8: „Krefelder Studie“ zum Insektenrückgang 

 
Quelle: Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina, acatech - Deutsche Akademie der Technikwissen-

schaften, Union der deutschen Akademien der Wissenschaften II, Aufruf 2.3.2021 

 

Und das, was durch Corona über uns eingefallen ist, ist mutmaßlich noch steigerbar.  

Settele (2020) hebt hervor: „Die große Mehrheit der Bakterien, Pilze und Viren, die dem Wirt - 

Menschen, Tiere und Pflanzen - schaden können, harrt noch der Entdeckung. Dabei muss fest 

davon ausgegangen werden, dass das Corona-Virus von 2019 harmlos gegen das ist, was im 

Dschungel auf uns wartet“ (S. 90f.). 

Kurz und knackig bringt er auf den Punkt: „Es existiert ein enger und unbestreitbarer Zusam-

menhang zwischen der Zunahme schwerer Epidemien und Pandemien auf der einen und der 

Zerstörung der Umwelt einschließlich des Artensterbens auf der anderen Seite“ (ebda. S. 87). 
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Jedoch brauchen wir nicht zu glauben, dass es nur die Abholzung im fernen Amazonas-

Dschungel (bedingt durch unseren Fleischkonsum) ist, welche den Ausbruch von Pandemien 

begünstigt. Auch die Zerstörung der Natur hier bei uns zu Hause fördert die Entstehung von 

Krankheiten. 

Gibb et al. (2020) belegen, dass eine Urbanisierung bzw. eine Umwandlung von Naturräumen 

in Wohngebiete bzw. landwirtschaftliche Nutzflächen ein hohes Gesundheitsrisiko für den 

Menschen birgt. Ausgewertet wurden hierbei 184 Studien zu gut 6800 Arealen auf sechs Kon-

tinenten. Dazu prüften sie insbesondere die Auswirkungen auf jene 376 der insgesamt fast 

7000 Arten, die als Träger von Erregern menschlicher Krankheiten bekannt sind. Ausführlich 

erläutert wird, dass die globale Ausdehnung von Agrar- und Stadtland das Potenzial hat, zu-

nehmend gefährliche Schnittstellen für Zoonosen schafft. 

 

Treffend, als Abschluss, eine Passage aus dem Berliner Tagesspiegel von Johannes Vogel 

(Vogel, Aufruf am 31.12.2020). 

„Nicht nur Viren breiten sich aus. Länder werden überflutet, Wälder brennen, Gletscher 

schmelzen, Ozeane erwärmen sich und Insekten sterben. Wir schauen zu wenig auf die Tat-

sache, dass ein überhebliches Mensch-Natur-Verhältnis viele unserer Probleme befeuert, 

meist sogar verursacht. Denn die großen Herausforderungen hängen zusammen: Klimawan-

del, der Verlust der biologischen Vielfalt und eben das Aufkommen ganz neuer Erreger, die 

uns Menschen immer wieder bedrohen“ (…). 

„Gesellschaften und ihre Regierungen konzentrieren sich auf das Hier und Jetzt. Sie kümmern 

sich nicht wirklich darum, ihre Rolle in der Natur neu zu bestimmen. Wir machen alle so weiter 

wie bisher - nehmen uns, was wir wollen, Warane für das heimische Terrarium oder Schup-

pentiere als exotische Delikatesse. Dass das Naturgefüge aus den Fugen geraten ist, wie der 

Klimawandel zeigt, nehmen wir zwar zur Kenntnis - ändern wollen wir aber nichts Grundlegen-

des. (…) Inmitten der Coronavirus-Krise wird augenfällig, wie verantwortungslos es ist, den 

schlechten Zustand von biologischer Vielfalt und Klima hinzunehmen. Seit Jahrzehnten zögern 

Politiker biodiversitäts- und klimafreundliche Entscheidungen heraus. Unbeirrbar verweisen 

sie darauf, dass sich unsere Wirtschafts- und Lebensweise schrittweise anpassen müssen. 

Dabei zeigt die Krise: Wenn Gefahr im Verzug ist, sind schnelle und konsequente Maßnahmen 

möglich.“ 



31 

 

3. Pro Landwirtschaft und eine verpflichtende Einbezie-

hung der Gesellschaft - Ein Plädoyer für mehr Nach-

haltigkeits-Vorgaben 
 

Sehr interessant ist eine forsa-Umfrage unter Landwirt*innen zur zukünftigen Ausrichtung der 

deutschen und europäischen Agrarpolitik (forsa 2019). Befragt wurden 301 Personen (85% 

der Befragten gehören zu konventionell arbeitenden Betrieben).  

Als häufigstes wichtigstes Problem der Landwirtschaft in Deutschland wurde der Preisdruck 

für die Branche (42 %) genannt. Als zweithäufigstes wichtiges Problem wurde die geringe Ak-

zeptanz und Wertschätzung der Landwirtschaft in der Bevölkerung betont (34 %) (S.5). Über 

zwei Drittel der befragten Landwirte (68 %) sind eher oder sehr unzufrieden mit dem aktuellen 

Fördersystem der EU-Agrarpolitik (S.9). 

"Für die zukünftige finanzielle Förderung der Landwirtschaft sind aus Sicht der befragten Land-

wirte vor allem eine möglichst tierfreundliche Viehhaltung (91 %) und eine möglichst umwelt-

freundliche Produktion mit hohen Umweltstandards (83 %) „sehr bzw. eher wichtig" (S. 10). 39 

Prozent der befragten Landwirte bevorzugen gleichbleibende pauschale Flächenprämien, da-

für jedoch nur eine minimale Förderung von Umweltleistungen und niedrige Auflagen für Natur- 

und Tierschutz. 

Dem gegenüber stehen 44%, die ein Fördersystem ohne pauschale Flächenprämien ab dem 

Jahr 2030, dafür mehr Geld für Umwelt- und Naturschutz und Erfüllung von Umweltauflagen 

bevorzugen (S. 12). Bei den Befragten von Betrieben mit weniger als 50 Hektar im Besitz sind 

es sogar 55% (S. 13). 

„Die große Mehrheit der befragten Landwirte (87%) könnte sich vorstellen, zukünftig (noch 

mehr) konkrete Maßnahmen für den Naturschutz umzusetzen (z.B. über die Teilnahme an 

Agrarumweltmaßnahmen), wobei 68 Prozent der Landwirte Maßnahmen nur bei angemesse-

ner finanzieller Förderung planen“ (S. 15). 

 

In sozialen Netzwerken wird vielfach „den Landwirten“ die „Schuld“ am Artensterben zuge-

schoben. Das ist - in der Verkürztheit der Aussage - absurd und falsch! Und nicht selten scheint 

es einer simplen Selbst-Legitimation zu dienen. Vielen Menschen scheinen Landwirte als eine 

Art inflationärer Blitzableiter und Sündenbock für alles zu fungieren. Oft entsteht der Eindruck: 

„Ich kritisiere den Landwirt, der ja an allem Schuld ist. Jetzt kann ich mich zurücklehnen, die 

Verantwortung ist abgewälzt.“ Damit machen es sich Teile der Gesellschaft deutlich zu ein-

fach. Eine zuweilen hoffnungslos verkürzte Logik! Auch das macht sauer!  
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Busse (2019, S. 151 f.) analysiert: „Allein den Landwirten zuzurufen, ‚Ändert das mal mit dem 

Insektensterben!‘, ist (...) zu einfach. (…). Die Art und Weise, wie auf unseren Flächen Land-

wirtschaft betrieben wird, ob insektenfreundlich oder eben nicht, liegt nicht allein in der Verant-

wortung der Landwirtinnen und Landwirte. Dafür sind ebenso die Lebensmittelhersteller ver-

antwortlich, der Handel, die Konsumenten und natürlich alle Verantwortlichen aus der Politik 

(…). Damit dürfte klar sein: So wie es keine einfachen Ursachen für das Verschwinden der 

Insekten gibt, so gibt es auch keine einzelnen Schuldigen. Sondern eine gemeinsame Verant-

wortung - und einen großen Druck, endlich zu handeln“. 

Und weiter schreibt sie: „Solange die Landwirte unter dem Diktat niedriger und schwankender 

Weltmarktpreise wirtschaften müssen, können sie sich nur schwer daraus befreien“ (ebda, S. 

248). 

  

Von Lobbyist*innen heißt es immer wieder: „Bauern gehören nicht an den Pranger“. Und ob-

wohl es (demokratieschadende) Lobbyist*innen sind, ist dieser Aussage dennoch zuzustim-

men. Genau diese Stellungnahme wird von vielen Naturschützer*innen bedingungslos unter-

stützt: 

„Nicht die Bauern, insbesondere nicht die kleinen Familienbetriebe und schon gar nicht die 

Ökolandwirte gehören an den Pranger, sondern ein System, das starsinnig am natur- und 

menschenverachtenden Prinzip des „wachse oder weiche!“ festhält und das Mantra der Alter-

nativlosigkeit einer zutiefst umweltschädlichen Lebensweise predigt“ (Segerer, Rosenkranz 

2019, S. 121). 

Und der große Naturschützer Berthold schreibt (2017, S.107 ff.): 

„An dieser Stelle möchte ich noch ein Plädoyer für unsere Landwirte loswerden. Sosehr die 

heutige Landwirtschaft an erster Stelle für den Artenrückgang verantwortlich ist - es wäre un-

gerecht, dafür an erster Stelle oder gar allein die Landwirte zu beschuldigen. Landwirte -die 

wir nicht verwechseln dürfen mit den agrarindustriellen Großbetriebs-„Baronen“ - sind schon 

fast eine geschrumpfte Randgruppe oder eine Art „niedere Kaste“ in der Bevölkerung gewor-

den, die, von verschiedenen Konzernen geknebelt, möglichst immer billigere Lebensmittel pro-

duzieren sollen, damit der große Rest der Gesellschaft so viel Geld wie möglich für „wichtigere“ 

Dinge als die Ernährung ausgeben kann. Den längst von der einstigen Bauernpartei CDU und 

dem Großteil der Bevölkerung im Stich gelassenen Landwirten bleibt gar nichts anderes übrig, 

als aus ihren Flächen herauszupressen, was geht, wenn sie in der heutigen gnadenlosen Kon-

sum- und Freizeitgesellschaft überleben wollen. Und selbst so bleiben noch jedes Jahr nach 

wie vor viele von ihnen auf der Strecke.  

Die auf maximale Ausbeute ausgerichtete Raubbau-Landwirtschaft unserer Zeit, die die Ar-

tenvielfalt vernichtet, haben somit nicht unsere Landwirte, sondern in erster Linie Staat und 

Gesellschaft zu verantworten. (…) Solange Lebensmittel für das Gros der Bevölkerung dann 
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am interessantesten sind, wenn man sie irgendwo zu Spottpreisen im Sonderangebot aus dem 

Regal nehmen kann, solange Bauern fast ohne Freizeit arbeiten und dabei möglichst weder 

mit ihrem Vieh Lärm und Gestank verbreiten, noch mit ihren Maschinen den Straßenverkehr 

behindern sollten (…) werden unsere Landwirte zwar die Haupttäter beim Artenvernichtungs-

feldzug in unseren Feldfluren bleiben, aber eben beileibe nicht die eigentlichen Schuldigen.“ 

„Die verbleibenden Landwirte werden immer weiter in eine Sackgasse getrieben, aus der nur 

schwer zu entkommen ist. Sie müssen immer mehr Dünger und Spritzmittel einsetzen, um das 

gegenwärtig herrschende Preisdumping am Lebensmittelmarkt zu überstehen“ (Grassberger 

2020, S. 69). 

Und in einem Standardwerk des Insektenschutzes wird treffend formuliert: „Sowohl die un-

glaubliche Verschwendung als auch die fehlende Wertschätzung von Lebensmitteln („billig“ 

gefährdet Vielfalt) ist eine Missachtung bäuerlicher Arbeit (Segerer, Rosenkranz 2019, S. 167). 

 

Fakt ist: Das Artensterben geht gleichzeitig mit einem Höfesterben einher (vgl. Abbildung 9): 

„In Deutschland hat seit 1990 über die Hälfte der damals tätigen Bauernhöfe aufgegeben. 

Während man im Jahr 2000 in Deutschland 450.000 Höfe zählte, sind es mittlerweile weniger 

als 266.000“ (Grassberger 2020, S. 68). 

 

Abbildung 9: Anzahl der landwirtschaftlichen Betriebe und Bauernhöfe in Deutschland 

bis 2019 (in 1.000) 

 

Quelle: Statista II, Aufruf am 12.2.2021  
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Und: „Heute bewirtschaften etwa drei Prozent aller Betriebe mehr als die Hälfte des europäi-

schen Agrarlandes. Allein diese Zahlen zeigen deutlich, dass die gemeinsame Agrarpolitik der 

Europäischen Union mit ihren flächenbezogenen Direktzahlungen ein verfehltes System dar-

stellt. Wesentliche Änderungen sind auch ab 2020 nicht zu erwarten. Das Sterben wird wei-

tergehen“ (ebda., S. 68f.). 

 

Mit Blick auf den Verlust vieler Kleinstrukturen in der (lange zurückliegenden) Vergangenheit 

schreibt Berthold (2017): „Die Kleinbetriebe, in denen Milchvieh, Schweine, Pferde und Och-

sen, Geflügel, Tauben, Kaninchen und einiges mehr gehalten wurden, waren permanente Fut-

terstellen für Sperlinge, Ammern, Amseln, Rotschwänze und viele andere Arten (…). In den 

reichhaltigen Bauerngärten um jedes noch so kleine Gehöft gab es Blumen vom Frühjahr bis 

in den Winter, sie boten Nahrung für zahllose Insekten. Sämereien hingen an Stauden bis zum 

nächsten Frühjahr. Auf den Heuböden und benachbarten Getreidespeichern lebten Mäuse, 

die Schleiereulen und Waldkäuze zur Brutzeit wie im Winter fangen konnten. (…) Und für die 

zahlreichen Schwalben fand sich um die Misthaufen herum nicht nur ideales Baumaterial für 

ihre Nester, ihnen wurde auch durch spezielle Kippfenster und Abstandhalter an Stall- und 

Scheunentoren stets der Zuflug zum Viehstall gesichert, wo sie bei nasskaltem Wetter von 

Fliegen lebten“ (S. 102). 

Und Settele betont: „Wir müssen die Landwirte mitnehmen und als Partner auf Augenhöhe 

begreifen, statt sie von oben herab als Umweltsünder anzuprangern. Viele von Ihnen sind mit 

der Natur verbunden und an ihrem Schutz interessiert, nicht zuletzt, weil gerade sie um deren 

Bedeutung wissen“ (Settele 2020, S. 304). 

 

Nichts, rein gar nichts spricht gegen eine großzügige Förderung der Landwirtschaft. Gerne 

auch in einem gesellschaftlichen Kraftakt, der jeden Bürger und jede Bürgerin einbezieht, ver-

gleichbar mit der Energiewende. Im Rahmen der GAP-Steuersubventionen gibt jede*r Euro-

päische Bürger*in im Jahr etwa 115 Euro für die Landwirtschaft aus. Das darf gerne mehr sein 

- für eine Planungssicherheit für die vielen landwirtschaftlichen Betriebe, die gleichzeitig nach-

haltige Anbauweisen und ökologische Umstellungen fördert, zum Wohle aller! 

 

Der Vorsitzende der "Zukunftskommission Landwirtschaft" Peter Strohschneider äußert in ei-

nem Interview mit dem Spiegel (Schaible, Artikel vom 30.6.2021): 

 

"Wir haben die Kosten einer ökologisch anspruchsvollen Transformation grob abgeschätzt. 

Sie liegen bei sieben bis elf zusätzlichen Milliarden Euro pro Jahr. Die Agrarsubventionen, die 

wir nutzen wollen, um das abzufedern, liegen unter sieben Milliarden. Da fehlt also Geld, das 
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über verschiedene Finanzierungsquellen kommen muss. Doch die Kosten von Biodiversitäts-

verlust, Wasserreinhaltung, Klimawandel oder Fehlernährung liegen schon jetzt jährlich im 

dreistelligen Milliardenbereich. Wir sind überzeugt: Der Wandel lässt sich so gestalten, dass 

er sich betriebswirtschaftlich und zugleich volkswirtschaftlich lohnt." 

 

In den Projekten „Blumiger-Landkreis-Osnabrück“ (http://blumiger-lkos.de) und „500 AKA - 500 

Menschen aktiv für Klima- und Artenschutz im Landkreis Osnabrück“ (https://500-aktiv-fuer-

klima-und-artenschutz.de) haben wir als Naturschutzgruppe immer wieder Kontakt zu Land-

wirt*innen. Bei so manchen finanziellen und emotionalen Dramen, die sich dort hinter ver-

schlossenen Türen abspielen, fangen einem an die Knie zu zittern. Auch bei Tierhaltungsse-

minaren für unseren Gnadenhof kommen wir immer wieder mit Landwirt*innen ins Gespräch. 

Was dort bisweilen zur Sprache kommt, ist schockierend und macht hochgradig betroffen. 

Denn es sind schreckliche menschliche Dramen, die sich abspielen, wenn Landwirt*innen in 

der x-ten Generation beispielsweise ihre Kredite nicht mehr bezahlen können, weil sie den 

drastischen Preisschwankungen des volatilen freien Marktes unterliegen.  

 

Hochinteressant, und seinen künftigen Auswirkungen wegweisend, ist dabei erneut die Posi-

tion von Peter Strohschneider (siehe Schaible, Artikel vom 30.6.2021):  

 

„Strohschneider: Der Raum, in dem mit Agrarprodukten gehandelt wird, muss anders ge-

schützt werden, damit ökologische und Tierschutzstandards eingehalten werden können. Wir 

brauchen andere Regeln im internationalen Handel. Das erzeugt natürlich auch wieder Kon-

flikte - weil andere Branchen andere Interessen haben. Denken Sie nur an die exportorientierte 

Autoindustrie. 

 

SPIEGEL: Der Freihandel muss eingeschränkt werden? 

 

Strohschneider: Man kann nicht Wettbewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt und zugleich 

höchste ökologische und soziale Standards verlangen. Unterbietungswettbewerbe darf es 

schon aus ökologischen Gründen nicht geben. Das System der Welthandelsorganisation steht 

daher vor einem gewaltigen politischen Kraftakt. Aber der muss sein, darüber haben wir einen 

Konsens in der Kommission. 

 

SPIEGEL: Wird sich auch die EU-Agrarförderung ändern? Aktuell sieht man an den Verhand-

lungen, wie sehr die Ökologisierung noch verhindert wird. 
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Strohschneider: Auch hier ist sich die Kommission einig, und ich finde das sehr bemerkens-

wert. Wir plädieren dafür, wegzukommen von der pauschalen Förderung von Fläche. Die Sub-

ventionen müssen dazu dienen, nicht die Produktionssteigerung anzureizen, sondern gesell-

schaftlich geforderte Ziele angemessen zu honorieren. Wir müssen es schaffen, dass die Stei-

gerung positiver Umwelt- oder Klimaleistungen, zum Beispiel durch Treibhausgasspeicherung, 

und die Vermeidung negativer Umwelteffekte zum betriebswirtschaftlichen Interesse der Bau-

ern wird. Es kann und muss sich lohnen, die Umwelt und das Klima zu schützen. 

 

SPIEGEL: Das wäre das Ende der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP), die in diesen Tagen 

gerade erst neu verhandelt und im Kern bewahrt wurde. 

 

Strohschneider: Das Volumen der gegenwärtigen Förderung wird gebraucht. Aber die Förde-

rung muss zielgerichteter werden und dabei in Richtung Ökosystemleistung schnellstmöglich 

umgebaut werden. Bisher leben Bauern in einer Zwickmühle: Einerseits setzt das Fördersys-

tem Anreize dafür, alles auf Effizienz zu trimmen, andererseits verlangen immer mehr Umwelt-

auflagen das Gegenteil. Diese Spannung hält keiner aus, man muss also das Fördersystem 

anpassen. Dann lässt sich perspektivisch das Ordnungsrecht wieder auf seine grundsätzliche 

Funktion beschränken.“ 

 

Grassberger (2020) nimmt Bezug zu einem Tabuthema: „Was den Augen der Öffentlichkeit oft 

verborgen bleibt, ist die offenbar zunehmende Anzahl an Suiziden in der Landwirtschaft. Da 

über Selbstmorde in den Medien (aus gutem Grund) nicht ausführlich berichtet wird, handelt 

es sich dabei um ein leises Sterben par excellence. Wie groß das Problem ist, weiß niemand, 

genaue Zahlen fehlen. Befeuert durch das derzeitige System, nehmen Burn-out und psychi-

sche Erkrankungen bei Landwirten drastisch zu. (…) Hinzu kommen die steigenden bürokra-

tischen Anforderungen, erheblicher wirtschaftlicher Druck, sinkende Preise und fehlende Wert-

schätzung. Problematisch in diesem Zusammenhang ist auch der Umstand, dass Landwirte 

ständig als Täter portraitiert werden, schuldig durch ihre landwirtschaftlichen Praktiken, schuld 

durch die Verwendung chemischer Produkte. Schlussendlich sind auch sie in vielerlei Hinsicht 

Opfer eines perfiden Systems geworden, das sie im Würgegriff hält. In Frankreich nimmt sich 

einer offiziellen Studie zufolge jeden zweiten Tag ein Landwirt das Leben“ (S. 72f.). 

 

Götze (Artikel vom 30.6.2021) nimmt Bezug auf die Forderungen von Bauernverband, Um-

weltgruppen und Wissenschaftler*innen im Abschlussbericht der Zukunftskommission Land-

wirtschaft. Gefordert werden weniger Fleischkonsum, mehr pflanzliche Nahrung, Klimaschutz 

und eine ökologischere Landwirtschaft. 
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"Der Bericht erkennt an, dass die deutsche Landwirtschaft insgesamt 90 Milliarden Euro pro 

Jahr an ökologischen Folgekosten erzeugt, beispielsweise durch den Verlust von biologischer 

Vielfalt, belastetem Grundwasser oder Luftverschmutzung. Würden die Kosten der Umwelt-

schäden mit einkalkuliert, müsste ein Kilogramm Rindfleisch etwa fünf- bis sechsmal so viel 

wie jetzt kosten, schreiben die Autoren des Berichtes. Für ein Kilogramm Gulasch wären das 

dann rund 80 Euro. Für tierische Produkte wie Milch und Käse müssten es eigentlich das Zwei- 

bis Vierfache des heutigen Preises sein. (...) 

Um die Umweltschäden abzufedern, sollten laut Bericht rund elf Milliarden Euro jährlich aus-

gegeben werden. Damit soll die Umstellung auf ökologische Landwirtschaft, die Renaturierung 

von Mooren oder mehr Blühwiesen gefördert werden. (...) 

Die Autorinnen empfehlen zudem weniger Fleisch und tierische Produkte zu essen und schla-

gen eine Abgabe auf Zucker, Salz oder Fett vor. Für eine Umstellung der Konsumgewohnhei-

ten solle man sich an den Ernährungsempfehlungen der Deutschen Gesellschaft für Ernäh-

rung orientieren. „Das bedeutet in der Konsequenz eine Halbierung des Fleischkonsums“,  

(...). Der Bauernverband weiß aber auch, dass es zu großen Veränderungen in den nächsten 

Jahren nicht kommen dürfte. Denn die großen politischen Linien sind bis 2027 erst einmal 

gezogen: Am Montag billigten die EU-Agrarminister die umstrittene EU-Agrarreform GAP. 

Demnach sind nur 25 Prozent der jährlich 270 Milliarden Direktsubventionen an ökologische 

Umweltprogramme geknüpft. Die Mehrheit der europäischen Bauern und Landwirte kann also 

weiterhin so wirtschaften wie bisher." 

In einem Interview mit dem Tagesspiegel (vgl. Jahberg, Artikel vom 28.6.2021) äußert Michael 

Hähnel, der Vorsitzende der "Rügenwalder Mühle Carl Müller GmbH & Co. KG" (Markführer 

bei vegetarischen und veganen Fleischalternativen in Deutschland), dass es in den kommen-

den Jahren zu Lieferengpässen bei pflanzlichen Rohstoffen kommen könnte. Zudem kritisiert 

auch er die GAP: "Das größte Problem ist aber die verfehlte Agrarförderung. Die Subventions-

politik basiert auf der Größe der Flächen. Man bekommt Geld für den Acker, aber nicht für das, 

was man darauf anbaut. Die Politik muss die Förderung so ändern, dass nicht mehr überall 

Mais und Zuckerrüben produziert werden, sondern auch Erbsen oder Bohnen. Und sie muss 

die Forschung nach pflanzlichen Alternativen unterstützen." (ebda.) 

Durch den Lebensmittelkonsum kann die Landwirtschaft massiv beeinflusst werden – wir alle 

sind dabei gefragt! Doch es kann ebenfalls nicht von den Konsument*innen verlangt werden, 

im Supermarkt einen ständigen Akt des Widerstands gegen das System zu vollziehen. Ganz 

entscheidend ist es somit, dass politische Rahmenbedingungen entsprechend verändert wer-

den. Eine erste Idee wäre eine Steuer für mehr Nachhaltigkeit. Die Niedersächsische Land-

wirtschaftsministerin Otte-Kinast (CDU) machte bereits einen sehr guten Vorschlag, durch eine 
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gesellschaftliche Umlage für mehr Tierwohl in der Landwirtschaft zu sorgen. Warum nicht die-

sen Weg für einen subventionierten Naturschutz durch nachhaltige Landwirtschaftsumstellun-

gen gehen? Es darf gerne etwas kosten. Es darf gerne gesellschaftlich sehr viel kosten! 

 

Leider nicht ausreichend ist das Prinzip der Freiwilligkeit, egal in welchem Sektor. Natürlich 

gibt es eine ganze Fülle von ausgezeichneten freiwilligen Maßnahmen der Landwirtschaft im 

Naturschutz, die auch in Deutschland umgesetzt wurden und werden. Das Prinzip des erfolg-

reichen Vertragsnaturschutzes beruht auf Freiwilligkeit. Viele Landwirte sind bereits erstklas-

sige Naturschützer. Das soll hier auf keinen Fall unerwähnt bleiben. Gleichzeitig sind die Fak-

ten des Artensterbens nicht von der Hand zu weisen. Es schreitet in einem höllischen Tempo 

voran, leider insbesondere und nach wie vor in landwirtschaftlich geprägten Regionen. Offen-

sichtlich reicht eine entsprechende Freiwilligkeit (von uns allen – und somit eben auch von der 

Landwirtschaft!) doch nicht hinreichend aus. Die wissenschaftlichen Fakten der Artendezimie-

rung lassen keine andere Schlussfolgerung zu! 

 

Landwirt*innen sind in allerhöchster Weise systemrelevant. Das Artensterben bekommen wir 

nur gemeinsam mit ihnen in den Griff. Eine mögliche Maßnahme wäre also die Zusicherung 

einer langfristigen milliardenschweren Unterstützung - für ökologisch nachhaltige Anbauwei-

sen, Strukturen und Umstellungen. Mit weniger Freiwillig- und mehr Verbindlichkeit und finan-

ziert durch die Gesellschaft.  

Freiwilligkeit bei den Herausforderungen des Artensterbens und Klimawandels bringt uns nicht 

weiter. Ein Mix aus preislichen Anreizen, Innovationen, „Ver- und Geboten“ (besser zutreffend: 

„strukturbildende juristische Vorgaben für mehr Nachhaltigkeit und einen Erhalt eines Mindest-

maßes an Freiheit“) erscheint gesamtgesellschaftlich zwingend notwendig zu sein. Glaubt ir-

gendwer, dass wir Konsument*innen der Landwirtschaft freiwillig das Entgelt zahlen, welches 

viele Landwirte für nachhaltige Anbauformen verdienen? Würden die großen Handelsketten 

durch Freiwilligkeit ein angemessenes Salär für ökologisch wertvolle Produkte zahlen? Ebenso 

wie die Freiwilligkeit innerhalb eines politischen Landwirtschafts-Knebelsystems nicht aus-

reicht, das Artensterben einzudämmen, so reicht unsere gesellschaftliche Freiwilligkeit nicht 

aus, um eine höhere Biodiversität und aktiven Klimaschutz zu erreichen. Der Aktionismus 

muss über Sonntagsreden am Frühstückstisch hinausgehen. Vielfältiges Gerede ist (häufig) 

in seiner notwendigen Umsetzung plötzlich ganz fürchterlich wertlos, nämlich dann, wenn es 

ans Handeln geht! 

Menschen schreien (zuweilen inflationär) nach ökologisch gesunden und regionalen Produk-

ten, während gleichzeitig viele Landwirte an unbeaufsichtigten Vertriebsstellen für beispiels-

weise Eier oder Kartoffeln beklaut werden. Auch das ist eine Realität, wie sie sich im Alltag 

abspielt. Und: Deutschlandweit werden übrigens etwa 20% aller Pestizide von Privatpersonen 
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gekauft (ohne Sachkundenachweis!). Dazu kommt, dass nachweislich diverse Pestizide von 

Kontrollbehörden genehmigt wurden und sich später herausstellte, welch großen Schaden 

diese Mittel anrichten. Schauen wir uns zudem einmal in unserer Nachbarschaft um, wie häufig 

millimeterkurze Rasen gemäht werden. Das sind tote Flächen! Lebensfeindliche grüne Wüsten 

ohne jeglichen Sinn und Verstand! Wir brauchen viel mehr deutlich schärfere strukturbildende 

juristische Vorgaben für mehr Nachhaltigkeit und einen Erhalt eines Mindestmaßes an Freiheit 

- das betrifft natürlich auch uns Privatbürger*innen. 

Und um dem Vorwurf der Gängelei oder der Öko-Diktatur zuvorzukommen: Dies ist die einzige 

Chance, die wir haben! Marktanreize und technische Innovationen allein (!) werden nicht aus-

reichen, da sie ihre Wirkung zu langsam und nur punktuell entfalten. Zu glauben, dass dies 

reichen würde, wird durch die Fakten der Klimaerwärmung und der sich reduzierenden Arten-

vielfalt hinreichend widerlegt. Wir haben einfach keine Zeit mehr! 

Freiwilligkeit wird rhetorisch auch gerne für den „Erhalt des Istzustandes“ verwendet - ausführ-

lich könnte der dazugehörende Motivationsgedanke „Bloß nicht zu viel und zu schnell bewe-

gen!“ lauten. Das gilt für nahezu die gesamte Gesellschaft. Jede*r weiß um die katastrophalen 

Auswirkungen des Flugverkehrs auf den Treibhauseffekt, doch die Anzahl der Flüge innerhalb 

Europas steigt kontinuierlich an (vgl. Abbildung 10). 

 

Abbildung 10: Anzahl der Flugbewegungen in Europa in den Jahren 2012 bis 2019 (in 

Millionen) 

 
Quelle: Statista-Plattform I, Aufruf 14.2.2021 
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Nachzulesen bei Bartsch et al. (Artikel vom 11.6.2021): 

„Und wenn 24 Prozent der deutschen Flugreisenden in einer Umfrage angaben, sie würden 

für ihren CO₂-Verbrauch auf jeden Fall eine Kompensation zahlen, so sind es in Wahrheit 

bislang weniger als ein Prozent, die bei der Buchung einen Klimaaufschlag entrichten“. 

 

Frei nach dem Motto: „Klimaschutz ist ja wichtig - ohne Frage! Aber ich verzichte doch nicht 

darauf, zwei Mal im Jahr in den Urlaub zu fliegen, das kann ja so schlimm nicht sein!“ Genau, 

und so denken wir (fast) alle! Und deswegen haben wir jetzt eine Situation, wie sie sich dar-

bietet. So einfach ist das! 

 

Seit Jahrzehnten ist bekannt, dass die Ressourcen des Planeten endlich sind. Dennoch rückt 

der „globale Erderschöpfungstag“, also der Tag, an dem statistisch die Ressourcen der Erde 

für die Nutzung eines Jahres aufgebraucht sind, nach vorne. 1990 war der Tag, „an dem ei-

gentlich Nichts mehr da ist“ auf den 7. Dezember datiert, im Jahre 2019 war schon Ende Juli 

alles verbraucht. Jeder Mensch weiß, dass Landwirte faire und angemessene Preise benöti-

gen, um nachhaltig produzieren zu können. Dennoch rennen nach wie vor Horden von Men-

schen in die Supermärkte und kaufen Billigprodukte - die häufig das Arten- und (manchmal 

auch) das Höfesterben vorantreiben. 

Das ist ein Widerspruch, der kaum offensichtlicher sein könnte. Mitverursacher sind wir alle, 

und maßgeblich auch politische Fehlentscheidungen (siehe die Preisträger-Entscheidung auf 

dem Titelblatt dieses Dokumentes). Es gibt keinen Alleinschuldigen! Wir alle sind verantwort-

lich! Denn was soll denn ein Landwirt bitte machen? Viele werden erdrückt durch hohe Schul-

den, der Klimawandel wird gesichert schon dieses Jahrzehnt zu starken Ernteeinbußen führen 

und ein hoher Wettbewerbsdruck durch das irrsinnige Paradigma des „Freier-Markt-und-noch-

mehr-Wettbewerb-über-alles“ führt zu absurd niedrigen und vor allen Dingen schwankenden 

Preisen.  

 

Die Diskussion über das Artensterben und die mangelnde Wertschätzung für die Landwirt-

schaft setzt auch die großen Handelsketten unter Druck. Dass diese agieren, wie sie agieren, 

zu Lasten der Landwirtschaft und zu Lasten der Ökologie, ist ebenfalls ein Ausdruck des für 

Problemlösungen hoffnungslos überforderten freien Marktes und neoliberalen Gedankengutes 

(und der politischen Strömungen, die genau dieses fordern!).  

Der Club of Rome wurde 1973 für seine entsprechende Studie „Die Grenzen des Wachstums“ 

mit dem Friedenspreis des Deutschen Buchhandels ausgezeichnet. Das ist mittlerweile fast 

50 Jahre her. An dem Wahrheitsgehalt dieser Studie hat sich nichts geändert. Sie war selten 

so aktuell wie heute. Passend dazu ein allgemein beschreibendes Zitat, eine Zusammenfas-
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sung eines Kapitels von Maja Göpel (2020, S. 96): „Eine Wirtschaftsweise, die in einer be-

grenzten Welt mit endlichen Ressourcen auf stetes Wachstum setzt, ist nicht nachhaltig. Es 

gilt neu zu verhandeln, was den Wohlstand der Menschen übermorgen ausmacht. Dafür brau-

chen wir neue Begriffe und Konzepte, die ausdrücken, was wir künftig wichtig finden. Plane-

tenzerstörung darf nicht mehr Wachstum heißen. Reine Geldvermehrung nicht länger Wert-

schöpfung. Grenzen des Wachstums sollten Überwindung der ökologischen und sozialen 

Schadschöpfung heißen“. 

Und Bernd Ulrich schreibt: „Das Verständnis der Natur als Sekundär, nein Tertiärthema, das 

Missverständnis, die Beziehung des Menschen zur Natur sei nicht wesentlich, hält sich auch 

noch ein halbes Jahrhundert nach dem Weckruf des Club of Rome im Jahr 1972“ (Ulrich 2019, 

S.90). 

Nicht weniger interessant ist der in den 80er Jahren durch die Vereinten Nationen initiierte 

„Brundtland-Report“, in dem es um die Form des Wirtschaftens innerhalb der Grenzen des 

Planeten geht. Die Präambel des Berichtes hebt hervor, dass eine dauerhafte Entwicklung 

jene sei, welche „die Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt, ohne zu riskieren, dass künftige 

Generationen ihre Bedürfnisse nicht mehr befriedigen können“ (vgl. Hauff 1987, S. 46). 

Etwas anders formuliert es Ulrich in Bezug auf die existenziellen Herausforderungen des Kli-

mas und der Ernährung: „Die entsprechende Regel ist intellektuell anspruchslos und furchtbar 

einfach zu formulieren: Unsere moralische Verantwortung reicht so weit wie unsere Wirkun-

gen. Wir tragen Verantwortung für das eigene Handeln. Dessen Folgen für andere und einen 

selbst sind zu bedenken. Man nennt es auch: Erwachsensein“ (Ulrich 2019, S. 105). 

Bartsch et al. (Artikel vom 11.6.2021) schreiben: „Wie schwer sich die meisten Deutschen tun, 

für die ökologische Revolution Opfer zu bringen, zeigt sich an der Debatte um den Benzinpreis. 

69 Prozent lehnten laut einer aktuellen Civey-Befragung den Vorschlag der grünen Kanzler-

kandidatin Annalena Baerbock ab, die Kosten pro Liter zeitnah um 16 Cent zu erhöhen. Eine 

bessere Welt sehr gern, solange sie nicht nur CO₂-, sondern auch kostenneutral ist und vor 

allem nicht zu hart - die allzu menschliche Schizophrenie zwischen Vernunft und Lebenslust 

ist kein neues Phänomen.“ 

 

Und abschließend: „Jedes verdammte CO2-Molekül, das heute in die Atmosphäre entlassen 

wird, führt alsbald dazu, dass gewissermaßen zwei Moleküle eingespart und zugleich die Fol-

gen des Klimawandels bewältigt werden müssen. Was machen wir heute? Im Cabrio durch 

die Landschaft brausen? Was machen wir morgen? Dämme bauen!“ (Ulrich 2019, S.157f.).  

„Klimapolitisch gilt also nicht: ‚Je weniger Staat, desto mehr Freiheit‘, sondern ‚Je früher, desto 

freier‘. Die Freiheitlichkeit eines ökorealistisch handelnden Staates bemisst sich folglich daran, 

ob er zum Erhalt künftiger Optionen beiträgt und ob er zulässt oder gar mithilft, sie zu verrin-

gern“ (ebda., S. 160). 
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Das Bundesverfassungsgericht hat im April 2021 klargestellt: Wer jetzt nicht das Klima schützt, 

der/die zerstört die Freiheit in Zukunft (Schaible, Aufruf am 2.5.2021). Auf den Punkt gebracht: 

„Damit erkennt das Bundesverfassungsgericht eine äußerst unangenehme, aber unbestreit-

bare Tatsache an: Freiheit wird unter den Bedingungen der Klimakrise zu einem knappen Gut“ 

(ebda.). 

 

Und trotz aller Sachlichkeit und ganz allgemein - im Zweifelsfalle jedoch auch ganz speziell - 

formuliert: Wenn trotz der massiven Faktenlage zu Artensterben, Klimaerwärmung und den 

Zusammenhängen zu auftretenden Pandemien bei bestimmten Sachentscheidungen keine 

Einsicht einkehrt, im schlimmsten Falle sogar eine (lobbyismushörige?) Verständnis-Resistenz 

vorliegt, bleibt als wichtiges demokratisches Instrument ggf. immer noch die dann dringend 

notwendige Abwahl! 

 

Bei Entscheidungen ist die Abwahl allerdings nicht so einfach. Entscheidungen kann man an-

schreien, auspfeifen, inhaltlich in ihre Einzelteile zerlegen und dann vom Tisch fegen und im 

schlimmsten Falle als „Lobbyismus-Entscheidung“ brandmarken. Der Entscheidung ist das 

egal. Sie besitzt keinen rezeptiven Organismus, geschweige denn eine inhaltliche Kritikfähig-

keit. Bei den Personen hinter den Entscheidungen sollte das anders sein, eigentlich…  

 

In diesem Sinne ist selbstverständlich eine laute und präzise Schelte der Entscheidungsträ-

ger*innen (ob dieses spezifischen Beschlusses) angemessen. Vergiftete Kohlmeise-Küken 

(aufgrund zu vieler Insektizide), aussterbende Rebhühner, die in Deutschland massiv bedrohte 

Bekassine, viele Wildbienenarten, Amphibien, Reptilien und viele mehr würden gesichert eine 

deutlich deftigere Ansprache wählen, als in diesem Papier geschehen. Mit einer gänzlich emo-

tionslosen Positionierung kommt diese Entscheidung dann allerdings dennoch nicht davon. 

 

Im Folgenden richten wir uns direkt an die Vertreter*innen der EU-CDU/FDP-Fraktionen: Eine 

Förderung der Landwirtschaft ist an und für sich sehr gut und wichtig. Jedoch nur dann (!), 

wenn sie keine Disparitäten und Verdrängungsmechanismen vieler Landwirte fördert. Und ins-

besondere dann nicht (!), wenn sie einen schweren gesellschaftlichen Schaden an Artenvielfalt 

und Klimahaushalt anrichtet! 

Eure Entscheidung fühlt sich an wie eine Ohrfeige in die wettergegerbten Gesichter all jener, 

die sich tagein tagaus (ehrenamtlich oder bezahlt) für den Arten- und/oder Klimaschutz im 

Landkreis Osnabrück - und letztlich auch in ganz Europa - engagieren. Zudem ist sie aus 

unserer Sicht eine Missachtung der faktenorientierten Stimmen, die sich in ihrer Entschei-

dungsfindung an wissenschaftlichen Zusammenhängen und einem Verantwortungsbewusst-
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sein für kommende Generationen orientieren. In einer Demokratie müssen wir dieses Verhal-

ten auch von Politiker*innen und ihren Positionen erwarten können - und fordern dieses auch 

ein! In Bezug auf diese Erwartung hat die von Euch gewählte Entscheidung in höchstem 

Maße enttäuscht, der benannte Anspruch wurde nicht einmal ansatzweise erfüllt! Ohrenbetäu-

bende Pfiffe sind dafür eine angemessene Reaktion! 

P.S. Eine persönliche Anmerkung: Als diese unsägliche Entscheidung Ende Oktober 2020 

getroffen wurde stand hier schnell fest: „Das kriegt diese Entscheidung (auf einer argumen-

tativen Ebene) wieder!“ In diesem Sinne… Lang lebe die Demokratie! Mit allen Chancen, Hoff-

nungen und (bedauerlich-offensichtlichen) Begrenzungen! 

 

Ende Mai 2021 wurde deutlich, dass die EU-Verhandlungen zur Agrarreform vorerst geplatzt 

sind (Spiegel-online II, Aufruf am 30.5.2021). Bei den sogenannten Trilog-Verhandlungen zwi-

schen Ministerrat, EU-Kommission und EU-Parlament offenbarte sich, dass etlichen EU-Ag-

rarministern sogar die absurd niedrigen die Forderungen des EU-Parlamentes noch als „zu 

hoch“ (!) erschienen (Spiegel online III, Aufruf am 30.5.2021).  

Eine finale Einigung erfolgte dann Ende Juni dieses Jahres. Preker (Artikel vom 26.6.2021) 

schreibt dazu: „Im Englischen steht das Wörtchen Gap für Lücke. Nach jahrelangem Gezerre 

trifft diese Bedeutung auch für die GAP der Europäischen Union zu: Überall klaffen Lücken 

zwischen Erwartung und Ergebnis. Richtig zufrieden dürfte außer den beteiligten Politikerinnen 

und Politikern niemand mit der nun vereinbarten Umsetzung der Gemeinsamen Agrarpolitik 

(GAP) sein. Bäuerinnen und Bauern nicht, Umweltschützer sowieso nicht. (…) Äußerst unzu-

frieden mit dem Kompromiss zeigten sich indes Umweltorganisationen - von Fridays for Future 

bis zu Anbauverbänden. Bioland etwa nannte das Ergebnis einen „faulen Kompromiss“, 

Greenpeace hatte vor Wochen bereits von einem „Greenwashing der europäischen Landwirt-

schaft“ gesprochen.“ 

Mohr (Artikel vom 25.6.2021) schreibt: „Seit heute ist etwas klarer, wie die gemeinsame euro-

päische Agrarpolitik auf EU- und auch auf Bundesebene künftig aussehen wird - das noch zu 

bestätigende Ergebnis ist enttäuschend. (…) „Die heutige Einigung beim Trilog ist eine ver-

passte Chance. Mit diesem faulen Kompromiss werden sich das Ziel von EU-weit 25 Prozent 

Ökolandbau und weitere wichtige Umwelt- und Klimaziele der EU nicht erreichen lassen“, kom-

mentiert Bioland-Präsident Jan Plagge. „Damit drohen der Green Deal und die Farm-to-Fork-

Strategie zu scheitern. Jetzt kommt es auf die EU Kommission an. Sie muss sicherstellen, 

dass jeder Mitgliedsstaat einen verbindlich finanzierten Ausbauplan für den ökologischen 

Landbau im nationalen Strategieplan verankert.“ 
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Eine wirksame Reform der GAP hätte vielmehr eng an die Ziele des Green Deals und Farm-

to-Fork gekoppelt werden müssen, so der Präsident.  

Die Chance des System- und Paradigmenwechsels wurde (unserer Meinung nach) schluder-

haft und nahezu verantwortungslos vertan. Einer der drei „Nach uns die Sintflut-Preise“ wird 

somit für eine Entscheidung vergeben, unter der in ganz Europa Billionen von Lebewesen 

mutmaßlich leiden müssen (von der Sandbiene bis zum Menschen). Dieses gilt leider auch für 

die Stadt und den Landkreis Osnabrück. 
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